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LANDESGESETZBLATT

FUR DAS BURGENLAND

Jahrgang 1995

Ausgegeben und versendet am 22. Juni 1995

21. Stiick

36. Gesetz vom 23. Marz 1995 Uber die 4uBere Organisation der 6ffentlichen Pflichtschulen und der 6ffentlichen
Schulerheime (Burgenlandisches Pflichtschuigesetz 1995 - Bgid. PfISchG 1995)

(XVI. GP., RV 607, AB 617)

36. Gesetz vom 23. Marz 1995 iiber die duBere
Organisation der éffentlichen Pflichtschulen und der
offentlichen Schiilerheime (Burgenlédndisches
Pflichtschulgesetz 1995 - Bgld. PflISchG 1995)

Der Landtag hat in Ausfuhrung der Grundséatze des
Schulorganisationsgesetzes, BGBI.Nr. 242/1962, zuletzt
geédndert durch das Bundesgesetz BGBI.Nr. 642/1994,
des Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetzes, BGBI.Nr.
163/1955, zuletzt gedndert durch das Bundesgeseiz
BGBI.Nr. 515/1993, des Schulzeitgesetzes 1985,
BGBI.Nr. 77, zuletzt geédndert durch das Bundesgesetz
BGBI.Nr. 516/1993, des Minderheiten-Schulgesetzes fir
das Burgenland, BGBI.Nr. 641/1994, sowie des § 2b des
Religionsunterrichtsgesetzes, BGBI.Nr. 190/1949,
zuletzt ge&ndert durch das Bundesgesetz BGBI.Nr.
256/1993, beschlossen:

ABSCHNITT |
Ailgemeine Bestimmungen
§1

Offentliche Pflichtschulen und
offentliche Schilerheime

(1) Offentliche Pflichtschulen im Sinne dieses Ge-
setzes sind die vom gesetzlichen Schulerhalter errichte-
ten und erhaltenen Volks-, Haupt- und Sonderschulen,
Polytechnischen Lehrgénge sowie Berufsschulen mit
Ausnahme der land- und forstwirtschaftlichen Berufs-
schulen.

(2) Offentliche Schillerheime im Sinne dieses Ge-
setzes sind die vom gesetzlichen Heimerhalter errichte-
ten und erhaltenen Schilerheime, die ausschlieBlich
oder vorwiegend flir Schiler von Pflichtschulen bestimmt
sind.

(3) Nicht unter die Bestimmungen dieses Gesetzes
fallen offentliche Ubungsschulen und offentiiche
Ubungsschiierheime, die einer éffentlichen Schule zum

Zwecke lehrplanmaBig vorgesehener Ubungen einge-
gliedert sind, sowie offentliche Schilerheime, die aus-
schlieBlich oder vorwiegend fiir Schiiler solcher Ubungs-
schulen bestimmt sind.

§2

Gesetzliche Schulerhalter
und gesetzliche Heimerhalter

(1) Die Errichtung, Erhaitung und Auflassung der
offentlichen Pflichtschulen sowie die Bestimmung und
Aufhebung der Bestimmung einer éffentlichen Volks-,
Haupt- oder Sonderschule oder eines 6ffentlichen
Polytechnischen Lehrganges als ganztigige Schulform
obliegt den gesetzlichen Schulerhaltern. Die Errichtung,
Erhaltung und Auflassung der ffentlichen Schilerheime
kommt den gesetzlichen Heimerhaltern zu.

(2) Gesetzliche Schulerhalter sind

a) das Land fir die Landesberufsschulen Eisenstadt und
Pinkafeld sowie flr 6ffentliche Sonderschulen, wenn
sich deren Schulsprengel auf das gesamte Landesge-
biet erstreckt;

b) die Gemeinde oder ein Gemeindeverband fur die
offentlichen Pflichtschulen, soferne diese nicht unter
lit. a fallen.

(3) Die gesetzlichen Schulerhalter haben, unbescha-
det der in diesem Gesetz vorgesehenen Beitragsleistun-
gen, fur die Kosten der Errichtung, Erhaltung und Auflas-
sung der 6ffentlichen Pflichtschulen aufzukommen.

(4) Gesetzlicher Heimerhalter ist der gesetzliche
Schulerhalter jener &ffentlichen Pflichtschulen, fir deren
Schuler das 6ffentliche Schiilerheim ausschiieBlich oder
vorwiegend bestimmt ist.

(5) Die Beistellung der fir die 6ffentlichen Pflichtschu-
len erforderlichen Lehrer obliegt dem Land.

(6) Die gesetzlichen Schulerhalter haben fiir die Bei-
steflung von Schularzten sowie an ganztigigen Schulfor-
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men fiir die Beistellung der fiir den Betreuungsteil (aus-
genommen Lernzeiten) erforderlichen Lehrer oder Erzie-
her in einer Weise vorzusorgen, daB die ihnen auf Grund
schulrechtlicher Vorschriften obliegenden Aufgaben
durchgefihrt werden kdnnen.

(7) Zum Zwecke der Besorgung von Aufgaben, die
ihnen als gesetzliche Schulerhalter obliegen, konnen
sich Gemeinden durch Vereinbarung zu einem Gemein-
deverband (Schulgemeinde) zusammenschlieBen; aus
den gleichen Griinden kann die Landesregierung einen
solchen Gemeindeverband durch Verordnung bilden.
Hiefir gelten die Bestimmungen des Gemeindever-
bandsgesetzes, LGBI.Nr. 20/1987, in der jeweils gelten-
den Fassung sinngemaf.

§3
Aligemeine Zuganglichkeit der Pflichtschulen

(1) Die sffentlichen Pflichtschulen sind allgemein
ohne Unterschied der Geburt, des Geschlechtes, der
Rasse, des Standes, der Klasse, der Sprache und des
Bekenntnisses zuganglich. Aus organisatorischen oder
lehrplanmé&Bigen Grinden kdnnen jedoch Schuten und
Klassen eingerichtet werden, die nur fiir Knaben oder
nur fir Madchen bestimmt sind, sofern dadurch keine
Minderung der Organisation eintritt.

{2) Die Aufnahme eines Schulers in eine Sffentliche
Pflichtschule darf nur abgelehnt werden,

a) wenn der Schiiler die schulrechtlichen Aufnahmsbe-
dingungen nicht erfillt;

b) wenn der Schiler dem fir die Schule vorgesehenen
Schulsprengel nicht angehért, soferne nicht die Vor-
aussetzungen nach § 38 Abs. 8 letzter Satz vorlie-
gen;

c) wenn fur die Schule kein Schulsprengel vorgesehen
ist, wegen Uberfullung der Schule.

(3) Die Landesregierung hat vor der Festiegung der
Geschlechtertrennung (Abs. 1) den Schulerhalter und
die Schulbehdrde erster Instanz (Kollegium) zu horen.

§4

Unentgeltlichkeit des Schulbesuches;
Schilerheim-, Lern- und Arbeitsmittelbeitrage

(1) Der Besuch der offentlichen Pflichtschulen ist fur
alle Schiler unentgeltlich.

(2) Durch Verordnung kénnen fir die in einem 6&ffentii-
chen Schiilerheim untergebrachten Schiiler vom gesetz-
lichen Heimerhalter und fir Schiler im Freizeitbereich
offentlicher ganztagiger Schulformen (§ 7 Abs 1 iit. ¢)

vom gesetzlichen Schulerhalter fir die Unterbringung,
Verpflegung und Betreuung je nach Inanspruchnahme
angemessene, jedoch héchstens kostendeckende
Beitrage festgesetzt werden, wobei dberdies auf die
finanzielle Leistungsfahigkeit der Schiiler (Unterhalts-
pflichtigen) Bedacht zu nehmen ist.

(3) An Berufsschulen sowie im Betreuungsteil sonsti-
ger Pflichtschulen kénnen in Hohe der Beschaffungsko-
sten Lern- und Arbeitsmittelbeitrige eingehoben werden.

(4) Die in den Absitzen 2 und 3 angefihrten Beitrage
haben jene Personen zu leisten, die fiir den Unterhalt
des Schiilers aufzukommen haben.

§5

Fiihrung von alternativen Pflichtgegenstanden,
Freigegenstanden, unverbindlichen Ubungen
und eines Forderunterrichtes;
schulautonome Gruppenbildung und
Festlegung von Erdffnungs- und Teilungszahlen

(1) Ein alternativer Pflichtgegenstand ist im aligemei-
nen bei mindestens 15 Anmeldungen, Technisches Wer-
ken und Textiles Werken an der Hauptschule und an
Sonderschulen mit dem Lehrplan der Hauptschule bei
Anmeldungen von mindestens einem Viertel der jeweili-
gen Klassenschillerhochstzahl (§ 17 Abs. 1 sowie § 21
Abs. 1 und 2) abzuhalten.

(2) Ein Freigegenstand oder eine unverbindliche
Ubung sind bei mindestens 15, bei Hauswirtschaft und
Fremdsprachen bei mindestens 12 (bei den Sprachen
Kroatisch, Slowakisch, Slowenisch, Tschechisch und
Ungarisch jedoch bei mindestens finf) und an Sonder-
schulen bei einer Klassenschillerhdchstzahl von 15 bei
mindestens acht, bei einer Klassenschulerhéchstzahl
von 10 bei mindestens sechs und bei einer Klassen-
schilerhéchstzahl von 8 bei mindestens finf Anmeldun-
gen abzuhalten.

(3) Ein Freigegenstand oder eine unverbindliche
Ubung darf - soferne die Klassenschilerzahl unter der
jeweils hiefiir vorgesehenen Mindestzahl liegt - auch
dann gefiihrt werden, wenn sich alle Schiler einer Klas-
se anmelden, wobei die Teilnehmerzahi die Klassen-
schilerzahl nicht um mehr als 2 unterschreiten darf.
Ansonsten ist ein Freigegenstand oder eine unverbindli-
che Ubung nicht weiterzufiihren, wenn die Mindestzahl
der erforderlichen Anmeldungen um mehr als 3 und -
soferne diese Mindestzahl unter 12 liegt - um mehr als 2
unterschritten wird.

(4) Ein Férderunterricht gemaB § 8 lit. f sublit. aa
Schulorganisationsgesetz ist bei der Mindestanzahl von
acht Schillern und ein Férderunterricht geman § 8 lit. f
sublit. cc Schulorganisationsgesetz bei der Mindestan-
zahl von sechs Schiilern abzuhalten; ein Férderunter-



richt in der Grundschule und in der Sonderschule ist in
allen Fallen bei der Mindestanzahl von drei Schiilern und
in den leistungsdifferenzierten Pflichtgegenstdnden in
der Berufsschule in allen Fallen bei der Mindestanzahl
von sechs Schilern abzuhalten.

(5) Zur Erreichung der Mindestanzahl kénnen Schiler
mehrerer Klassen einer oder mehrerer Schulen zusam-
mengefaBt werden; auch in diesem Fall darf die fir die
betreffende Schulart geltende Klassenschilerhéchstzahl
nicht Uberschritten werden. Wird dennoch die fiir die
alternativen Pflichtgegenstinde Technisches Werken
und Textiles Werken an der Hauptschule und den Son-
derschulen mit dem Lehrplan der Hauptschule vorgese-
hene Mindestanzahl nicht erreicht, kann ein solcher
Unterrichtsgegenstand gefihrt werden, wenn sich min-
destens ein Drittel der Schiller einer Klasse anmeldet.

(6) Abweichend von den Bestimmungen des Abs. 1
bis 5 kbnnen ein alternativer Pflichtgegenstand, ein Frei-
gegenstand, eine unverbindliche Ubung und ein Férder-
unterricht bei einer geringeren Schulerzahl abgehalten
werden, wenn hiefir die rAumlichen und personellen
Voraussetzungen gegeben sind. Gleiches gilt fur die Bil-
dung von Gruppen, wobei auch solche Unterrichtsge-
genstande in Gruppen gefihrt werden kénnen, fur die
eine Gruppenbildung nicht vorgesehen ist. Solange
keine Bedenken im Hinblick auf die Sicherheit der
Schiiler bestehen, kann dieser Unterricht auch bei einer
héheren Schiilerzahl erteilt oder von einer Gruppentei-
lung Abstand genommen werden. In gleicher Weise ist
bei den Schiillermindestzahlen vorzugehen, ab denen
ein Férderunterricht nach Ende des laufenden Beurtei-
lungsabschnittes nicht mehr weiterzufiihren wére.

(7) Die Entscheidung nach Abs. 6 obliegt dem Klas-
senforum (SchuigemeinschaftsausschuB). Schulautono-
me Gruppenbildungen und Festlegungen der Erdfi-
nungs- und Teilungszahlen sind nur insoweit zulassig,
als dadurch die Planstellensituation an der betreffenden
Schule und der Stellenplan der Landeslehrer keine Ver-
anderungen oder sonstige Beeintrdchtigungen erfahren
und den MaBnahmen ein padagogisches Konzept zu
Grunde liegt.

§6

Fihrung des Unterrichtsgegenstandes
Leibesibungen

(1) Der Unterricht in Leibestbungen ist mit Ausnahme
der Vorschulstufe sowie der ersten bis vierten Schulstufe
der o6ffentlichen Volksschulen und der 6ffentlichen Son-
derschulen getrennt nach Geschlechtern zu erteilen. Bei
nach Geschlechtern getrennter Unterrichtserteilung kon-
nen Schiler mehrerer Klassen zusammengefaf3t wer-
den, soweit hiedurch die festgelegte Klassenschuler-
hdéchstzahl nicht Gberschritten wird.
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(2) Im Freigegenstand und in der unverbindlichen
Ubung Leibesiibungen sowie in den sportlichen Schwer-
punkten in Sonderformen darf der Unterricht auch ohne
Trennung nach Geschlechtern erteilt werden, sofern
diese Unterrichtsveranstaltungen auf Sportarten
beschrankt sind, bei denen vom Standpunkt der unter-
schiedlichen Leistungsfahigkeit und der koedukativen
Fihrung kein Einwand besteht; unter den gleichen Vor-
aussetzungen darf mit Genehmigung der Schulbehérde
erster Instanz der Unterricht im Pflichtgegenstand Lei-
besiibungen ohne Trennung nach Geschlechtern erteilt
werden, wenn bei Trennung nach Geschlechtern wegen
zu geringer Schilerzahl nicht far alle Schuler der lehr-
planméaBige Unterricht in diesem Pflichtgegenstand
erteilt werden koénnte. Ferner kann der Unterricht in Lei-
besibungen ohne Trennung nach Geschlechtern erteilt
werden, wenn der Unterricht gleichzeitig durch mehrere
Lehrer (im Falle des Unterrichts fir mehrere Klassen
oder Schillergruppen) erfolgt und wenn dies aus inhaltli-
chen Grinden (zB Tanz, Schwimmen, Freizeitsportar-
ten) zweckmaBig ist.

§7
Flhrung ganztagiger Schulformen

(1) Ganztagige Schulformen sind Schulen, an denen
neben dem Unterrichtsteil ein Betreuungsteil angeboten
wird, wobei zum Besuch des Betreuungsteiles eine
Anmeldung erforderlich ist und der Betreuungsteil aus
folgenden Bereichen besteht:

a) gegenstandsbezogene Lernzeit, die sich auf
bestimmte Pflichtgegensténde bezieht,

b) individuelle Lernzeit,
c) Freizeit (einschlieBlich Verpflegung).

(2) Ganztagige Schulformen kénnen mit getrennter
oder verschrankter Abfolge des Unterrichts- und des
Betreuungsteiles gefuhrt werden. Fur die Fihrung einer
Kiasse mit verschrinkter Abfolge des Unterrichts- und
des Betreuungsteiles ist erforderlich, daB alle Schiiler
einer Klasse am Betreuungsteil wahrend der ganzen
Woche angemeldet sind sowie daB die Erziehungsbe-
rechtigten von mindestens zwei Dritteln der betroffenen
Schiler und mindestens zwei Drittel der betroffenen Leh-
rer zustimmen; in allen Gbrigen Féllen sind der Unter-
richts- und Betreuungsteil in getrennter Abfolge zu
fihren. Bei getrennter Abfolge dirfen die Schiler fir den
Betreuungsteil in klassenilibergreifenden oder schulstu-
fenlbergreifenden Gruppen zusammengefaBt werden;
der Betreuungsteil darf auch an einzelnen Nachmittagen
der Woche in Anspruch genommen werden.

(3) An ganztagigen Schulen mit getrennter Abfolge
des Unterrichts- und Betreuungsteiles darf eine Betreu-
ungsgruppe ab einer Mindestanzahl von zehn zum
Betreuungsteil angemeldeten Schilern gebildet werden.
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Hiebei sind nur jene Schiler zu berticksichtigen, die far
mindestens drei Tage der Woche zum Betreuungsteil
angemeldet sind.

(4) An ganztagigen Schulen mit verschrankter Abfol-
ge des Unterrichts- und Betreuungsteiles soll die GréBe
der Betreuungsgruppe tunlichst der Klassengréie ent-
sprechen.

§8
Schulpatronate

Mit Pflichtschulen verbundene Schulpatronate sind
aufgehoben und kénnen nicht neu begriindet werden.

§9

Verfahrensvorschriften; eigener
Wirkungsbereich der Gemeinden

(1) In den behordlichen Verfahren, die sich in Vollzie-
hung dieses Gesetzes ergeben, kommt den gesetzlichen
Schulerhaltern sowie den zu einem Schulsprengel
gehdrenden oder in sonstiger Weise an einer &ffentli-
chen Pflichtschule beteiligten Gebietskdrperschaften
Parteistellung im Sinne des Allgemeinen Verwaltungs-
verfahrensgesetzes 1991 zu.

(2) Die der Gemeinde als gesetzlicher Schulerhalter
und als gesetziicher Heimerhalter obliegenden Aufgaben
sind, soferne diese nicht Schul- und Heimerhaltungsbei-
tragsleistungen kraft Gesetzes oder Entscheidungen
tiber den sprengelfremden Schuibesuch betreffen, sol-
che des eigenen Wirkungsbereiches.

ABSCHNITT Ul
Aufbau, Organisationsformen, Lehrer
und Klassenschilerzahlen der
offentlichen Pflichtschulen

A. Volksschulen

§10
Aufbau

(1) Die Volksschule umfaft die ersten vier Schulstu-
fen (Grundschule) und die Vorschulstufe. Soweit die
Schilerzahl dies zulaBt, haben die Schulstufen der
Grundschule jeweils einer Klasse zu entsprechen.

(2) Bei zu geringer Schilerzahl kénnen mehrere
Schulstufen in einer Klasse zusammengefaBt werden.
Solche Klassen sind in Abteilungen zu gliedern, wobei
eine Abteilung eine oder mehrere - in der Regel aufein-
anderfolgende - Schuistufen zu umfassen hat.

(3) Zur Erméoglichung des zeitweisen gemeinsamen
Unterrichtes von nicht behinderten Kindern und Kindern
mit sonderpadagogischem Forderbedarf kénnen zeitwei-
se Volksschulklassen und Sonderschulklassen gemein-
sam geflihrt werden.

(4) Volksschulen kénnen als ganztagige Volksschulen
gefiihrt werden.

§ 11
Organisationsformen

(1) Volksschulen sind als vierklassige oder als ein- bis
dreiklassige Volksschulen jeweils fir die erste bis vierte
Schulstufe zu fithren. Neben diesen allgemeinen For-
men der dsterreichischen Volksschule mit deutscher
Unterrichtssprache sind insbesondere fiir die kroatische
Volksgruppe und die ungarische Volksgruppe folgende
Formen von Volksschulen oder Klassen an Volksschulen
zu fuhren:

1. Volksschulen mit kroatischer oder ungarischer Unter-
richtssprache,

2. Volksschulen oder Klassen an Volksschulen mit
a) kroatischer und deutscher Unterrichtssprache oder
b) ungarischer und deutscher Unterrichtssprache
(zweisprachige Volksschulen oder Volksschul-
klassen).

(2) An den Volksschulen sind nach Méglichkeit Vor-
schulkiassen einzurichten. Vorschulklassen sind an allen
Schultagen zu fihren.

(3) Uber die Organisationsform geméf Abs. 1 ent-
scheidet nach den értlichen Erfordernissen die Landes-
regierung nach Anhérung des Schulerhalters, des
Bezirksschulrates (Kollegium) und des Landesschulrates
(Kollegium).

§12
Lehrer

(1) Der Unterricht in jeder Volksschulklasse ist - abge-
sehen von einzelnen Unterrichtsgegenstanden und ein-
zelnen Unterrichtsstunden - durch einen Klassenlehrer
zu erteilen. Fir Kinder mit sonderp&dagogischem Foér-
derbedarf sowie fiir Kinder mit nichtdeutscher Mutter-



sprache, welche die Unterrichtssprache nicht ausrei-
chend beherrschen, kann ein entsprechend ausgebilde-
ter Lehrer zuséatzlich eingesetzt werden.

(2) Fur jede Volksschule sind ein Leiter, flr jede
Volksschulklasse ein Klassenlehrer und die erforderli-
chen Lehrer fiir einzelne Gegenstande zu bestellen. An
ganztagigen Schulformen kann fiir die Leitung des
Betreuungsteiles ein Lehrer oder Erzieher vorgesehen
werden; fur die gegenstandsbezogene Lernzeit sind die
erforderlichen Lehrer und fir die individuelle Lernzeit
und die Freizeit die erforderlichen Lehrer oder Erzieher
zu bestellen.

(3) Hiedurch werden die Vorschriften des Lehrer-
dienstrechtes, bei Religionslehrern auch jene des Religi-
onsunterrichtsrechtes, nicht beriihrt.

§13
Klassenschiilerzahl

(1) Die Zahl der Schililer in einer Volksschulklasse -
ausgenommen die Vorschulklasse und Klassen, in
denen sich Kinder mit sonderpadagogischem Férderbe-
darf befinden - darf 30 (in einer zweisprachigen Volks-
schulklasse 20) nicht tibersteigen und 10 (in einer zwei-
sprachigen Volksschulklasse 7) nicht unterschreiten.
Soferne hievon aus besonderen Griinden (zB zur Erhal-
tung von Schulstandorten oder der héheren Schulorgani-
sation) ein Abweichen erforderlich ist, hat dariiber die
Landesregierung nach Anhérung des Schulerhalters,
des Bezirksschulrates (Kollegium) und des Landesschul-
rates (Kollegium) zu entscheiden.

(2) Die Zahl der Schiler in einer Vorschulklasse darf
10 nicht unterschreiten und 20 nicht Gbersteigen.

(3) In Volksschulklassen kénnen bis zu vier Kinder
mit sonderpadagogischem Férderbedarf mitaufgenom-
men werden. Die Klassenschiilerhdchstzahl betragt bei
Mitaufnahme eines Kindes mit sonderpadagogischem
Férderbedarf 27 (in zweisprachigen Volksschulklassen
18) und verringert sich bei jeder weiteren solchen Mitauf-
nahme um 1. Soferne hievon aus besonderen padagogi-
schen oder schulorganisatorischen Grinden ein Abwei-
chen erforderlich ist, gilt Abs. 1 zweiter Satz sinngemag.

(4) Der Unterricht in Werkerziehung ist ab der Schiil-
erzahl 20 und in Leibeslibungen ab der Schiilerzahl 30
statt fir die gesamte Klasse in Schilergruppen zu ertei-
len.

(5) In den Pflichtgegenstanden Werkerziehung und
Leibestbungen kénnen Schiiler mehrerer Klassen einer
oder mehrerer Schulen zusammengefa3t werden, soweit
die auf Grund der Abs. 1, 3 und 4 bestimmte Schilerzahl
nicht Oberschritten wird.
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B. Hauptschulen
§14
Aufbau

(1) Die Hauptschule umfaBt vier Schuistufen (5. bis 8.
Schulstufe).

(2) Die Schller der Hauptschule sind ohne Beriick-
sichtigung ihrer Leistungsféhigkeit in Klassen zusam-
menzufassen. Jeder Schulstufe hat eine Klasse zu ent-
sprechen.

(3) Die Schiiler jeder Schulstufe sind in den Pflichtge-
genstanden Deutsch, Mathematik, Kroatisch oder Unga-
risch und Lebende Fremdsprache entsprechend der Ein-
stufung in Leistungsgruppen nach Méglichkeit in Schi-
lergruppen zusammenzufassen.

(4) Hauptschulen kénnen als ganztagige Hauptschu-
len gefihrt werden.

§15
Organisationsformen

(1) Hauptschulen oder einzelne ihrer Klassen kénnen
als Sonderformen unter besonderer Berlicksichtigung
vor allem der musischen oder der sportlichen Ausbildung
gefihrt werden.

(2) Neben den allgemeinen Formen der Hauptschule
mit deutscher Unterrichtssprache sind insbesondere fiir
die kroatische Volksgruppe und die ungarische Volks-
gruppe folgende Formen von Hauptschulen oder Klas-
sen an Hauptschulen zu fihren:

1. Hauptschulen mit kroatischer oder ungarischer Unter-
richtssprache,

2. Abteilungen fiir den Unterricht in kroatischer oder
ungarischer Sprache, die in Hauptschulen mit deut-
scher Unterrichtssprache eingerichtet sind.

Die im Schuljahr 1993/94 im Rahmen von Schulversu-
chen zweisprachig gefihrien Hauptschulen oder Haupt-
schulklassen sind weiterhin zu fithren, soweit die Vor-
aussetzungen der duBeren Organisation (insbesondere
der Schilerzahlen) im wesentlichen jenen des Schulver-
suches entsprechen.

(3) Uber die Organisationsform entscheidet die Lan-
desregierung nach Anhérung des Schulerhalters, des
Bezirksschulrates (Kollegium) und des Landesschulrates
(Kollegium).

§16
Lehrer

(1) Der Unterricht in den Hauptschulklassen ist durch
Fachlehrer zu erteilen.
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(2) Fur jede Hauptschule sind ein Leiter und die erfor-
derlichen weiteren Lehrer zu bestellen.

(3) Die Bestimmungen des § 12 Abs. 2 zweiter Satz
und Abs. 3 sind anzuwenden.

§17
Klassenschilerzahl

(1) Die Klassenschilerzahl an der Hauptschule darf
30 nicht Ubersteigen und soll 20 nicht unterschreiten;
sofern hievon aus besonderen Grinden (zB zur Erhal-
tung von Schulstandorten) ein Abweichen erforderlich
ist, hat dar(iber die Landesregierung nach Anhérung des
Schulerhalters, des Bezirksschulrates (Kollegium) und
des Landesschulrates (Kollegium) zu entscheiden.

(2) Im Hinblick auf die Leistungsgruppen in Deutsch,
Mathematik, Kroatisch oder Ungarisch und Lebender
Fremdsprache sind eigene Schiilergruppen einzurichten.
Die Anzahl der Schilergruppen darf in den einzelnen
Schulen auf jeder Schulstufe und in jedem Pflichtgegen-
stand die Anzahl der Klassen um 1 und ab sechs Klas-
sen um 2 (berschreiten. Wenn bei dieser Relation auf
Schulstufen mit Parallelklassen mehrere Leistungsgrup-
pen in einer Schillergruppe gefihrt werden muBten, darf
die Anzahl der Schiilergruppen in den einzelnen Schulen
auf jeder Schulstufe und in jedem Pflichtgegenstand die
Anzahl der Klassen um 2 und ab sechs Klassen um 3
Uberschreiten. Die Schilerzahl in den Schilergruppen
darf an der betreffenden Schule im Durchschnitt 10 nicht
unterschreiten. Abweichend von den vorstehenden
Bestimmungen dirfen an Hauptschulen mit nur einer
einzigen vierten Klasse fir diese ab 21 Schulern drei
Schulergruppen vorgesehen werden; in diesem Fall
bezieht sich die Durchschnittszahl 10 nur auf die flinfte
bis siebente Schulstufe der betreffenden Schule. Die
Schilerzahl in den Schilergruppen darf 30 nicht Uber-
steigen.

(3) Der Unterricht ist in Technischem Werken und
Textilem Werken ab der Schilerzahl 20, in Geometri-
schem Zeichnen und in Hauswirtschaft ab der Schiler-
zahl 16 und in Einfiihrung in die Informatik ab der Schil-
erzahl 19 statt fiir die gesamte Klasse in Schillergruppen
zu erteilen. In Einflhrung in die Informatik darf die Tei-
lungszahl 19 unterschritten werden, wenn am betreffen-
den Standort insgesamt nicht soviele Geréte vorhanden
sind, daB héchstens zwei Schiiler an einem Gerét arbei-
ten missen; in diesem Falle darf die Teilungszahl 13
Schuler nicht unterschreiten.

(4) In den Pflichtgegenstanden Geometrisches Zeich-
nen, Technisches Werken, Textiles Werken und Haus-
wirtschaft sowie bei der Trennung nach Geschlechtern in
Leibesiibungen kénnen Schiller mehrerer Klassen einer
oder mehrerer Schulen zusammengefaBt werden, soweit
die auf Grund der Abs. 1 und 3 bestimmte Schiilerzahl
nicht Uberschritten wird.

C. Sonderschulen
§18
Aufbau

(1) Die Sonderschule umfaft acht, im Falle der Einbe-
ziehung des Polytechnischen Lehrganges neun Schul-
stufen. Die Einteilung der Klassen richtet sich nach dem
Alter und der Bildungsféahigkeit der Schiiler; hiebei sind
die Vorschriften tiber den Aufbau der Volksschule (§ 10),
der Hauptschule (§ 14) und des Polytechnischen Lehr-
ganges (§ 22) insoweit sinngeman anzuwenden, als dies
die Aufgabe der Sonderschule zulaBt. Sofern der
Schiler auf der betreffenden Schulstufe in den Unter-
richtsgegenstianden Deutsch und Mathematik nicht ent-
sprechend gefordert werden kann, ist die Teilnahme am
Unterricht der ndchstniedrigeren oder nachsthéheren
Schuistufe zu ermoglichen.

(2) An den Sonderschulen, die nach dem Lehrplan
der Volksschule gefiihrt werden, sind nach Méglichkeit
Vorschulklassen einzurichten. Vorschulklassen sind an
allen Schultagen zu flihren.

(8) Sonderschulen kénnen als ganztagige Sonder-
schuien gefuhrt werden.

§19
Organisationsformen

(1) Sonderschulen sind je nach den 6értlichen Erfor-
dernissen zu fithren

a) als selbstéandige Schulen oder

b) als Sonderschulklassen, die einer Volks- oder Haupt-
schule oder einem Polytechnischen Lehrgang oder
einer Sonderschule anderer Art angeschlossen sind.

Im Falle der lit. b ist bei ganztagigen Schulformen im
Betreuungsteil eine integrative Gruppenbildung anzu-
streben. Ferner kdnnen in einer Sonderschulklasse
Abteilungen eingerichtet werden, die verschiedenen
Sonderschularten entsprechen.

(2) Folgende Arten von Sonderschulen kommen in
Betracht:

a) Allgemeine Sonderschule (fur leistungsbehinderte
oder lernschwache Kinder);

b) Sonderschule fiir kdrperbehinderte Kinder;
¢) Sonderschule fir sprachgestérte Kinder;
d) Sonderschule fir schwerhdorige Kinder;

e) Sonderschule fir Gehorlose (Institut fiir Gehorlosen-
bildung); \

f) Sonderschule flir sehbehinderte Kinder;



g) Sonderschule fir blinde Kinder (Blindeninstitut);

h) Sondererziehungsschule (fir erziehungsschwierige
Kinder);

i} Sonderschule fir schwerstbehinderte Kinder.

(3) Die im Absatz 2 unter lit. b bis h angefihrten Son-
derschulen tragen unter Bedachtnahme auf den Lehr-
plan, nach dem sie gefihrt werden, die Bezeichnung
»Volksschule®, ,Hauptschule” oder ,Polytechnischer
Lehrgang®, in den Fallen der lit. b bis g unter Beifiigung
der Art der Behinderung; dies gilt sinngemas fir derarti-
ge Sonderschulklassen.

(4) In Krankenanstalten und &hnlichen Einrichtungen
kénnen fir schulpflichtige Kinder nach MaBgabe der
gesundheitlichen Voraussetzungen Klassen oder ein
kursmaBiger Unterricht nach dem Lehrplan der Volks-
schule, der Hauptschule, des Polytechnischen Lehrgan-
ges oder einer Sonderschule eingerichtet werden. Unter
der Voraussetzung einer entsprechenden Anzahl solcher
Kiassen und Kurse kénnen auch ,Heilstattenschulen®
eingerichtet werden.

(5) Den im Abs. 2 angefuhrten Arten von Sonderschu-
len kénnen Klassen fiir mehrfach behinderte Kinder
angeschlossen werden. Unter der Voraussetzung einer
entsprechenden Anzahl solcher Klassen kénnen auch
Sonderschulen fir mehrfach behinderte Kinder gefiihrt
werden.

(6) An Volks-, Haupt- und Sonderschulen sowie an
Polytechnischen Lehrgangen kénnen therapeutische
und funktionelle Ubungen in Form von Kursen durchge-
fuhrt werden.

(7) Uber die Organisationsform entscheidet die Lan-
desregierung nach Anhérung des Schulerhalters, des
Bezirksschulrates (Kollegium) und des Landesschulrates
(Koliegium).

§20
Lehrer
Die Vorschriften der §§ 12 und 16 finden unter

Bedachtnahme auf die Organisationsform der Sonder-
schule sinngeméaf Anwendung.

§21
Klassenschiilerzahl

(1) Die Zahl der Schiiler in einer Klasse in einer Son-
derschule fur blinde Kinder, einer Sonderschule fir
Gehdrlose und einer Sonderschule fir schwerstbehin-
derte Kinder darf 8, die Zahl der Schiiler in einer Klasse
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in einer Sonderschule fir sehbehinderte Kinder, einer
Sonderschule fiir schwerhérige Kinder und einer Heil-
stattenschule darf 10 und die Zahl der Schiler in einer
Kiasse in einer sonstigen Sonderschule darf 15 nicht
Ubersteigen. Bei Klassen mit mehreren Schuistufen ver-
ringert sich die Klassenschiilerhéchstzahl um die Anzahl
der in der Klasse zusammengefaB3ten Schulstufen.

(2) Die Schilerzahl in Klassen fur mehrfach behinder-
te Kinder richtet sich je nach den vorliegenden Behinde-
rungen der Schiiler nach Abs. 1 mit der MaBgabe, daB3
sie 10 nicht Ubersteigen darf.

(3) Der Unterricht in Lebender Fremdsprache, Geo-
metrischem Zeichnen, Werkerziehung, Technischem
Werken, Textilem Werken, Hauswirtschaft, Informatik
und Einflihrung in die Informatik ist ab der Schiilerzahl
10 statt fiir die gesamte Klasse in Schillergruppen zu
erteilen.

(4) In den im Abs. 3 genannten Gegenstianden und in
Leibestbungen kénnen Schiller mehrerer Klassen einer
oder mehrerer Schulen zusammengefaBt werden, soweit
die in den Abs. 1 bis 3 bestimmte Schilerzahti nicht iber-
schritten wird.

(5) Die Zahl der Schdler in einer Vorschulklasse darf
8, in einer Vorschulklasse an einer Sonderschule flr
blinde Kinder und an einer Sonderschule fir Gehérlose
jedoch 6 nicht unterschreiten und die Zah! geman Abs. 1
nicht Gbersteigen.

(6) An den im § 19 Abs. 3 genannten Sonderschulen
mit dem Lehrplan der Hauptschule oder des Polytechni-
schen Lehrganges sind in Pflichtgegenstanden mit Lei-
stungsgruppen Schilergruppen einzurichten, deren Zahl
die Anzahl der Klassen der betreffenden Behinderungs-
art auf einer Schulstufe um 1 Gberschreiten darf. Die
Hochstzahl der Schiler in einer Schillergruppe darf die
im Abs. 1 genannten Zahlen nicht iibersteigen und die
durchschnittliche Mindestzahl die Hélfte dieser Zahlen
nicht unterschreiten.

D. Polytechnische Lehrgénge

§22
Aufbau

(1) Der Polytechnische Lehrgang umfaBt ein Schui-
jahr (9. Schulstufe).

(2) Die Schiiler des Polytechnischen Lehrganges sind
unter Bedachtnahme auf eine fir die Unterrichtsfihrung
erforderliche Mindestschiilerzahl in Klassen zusammen-
zufassen.
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(3) Die Schiiler mehrerer Klassen sind in den Pflicht-
gegenstanden Deutsch, Mathematik, Kroatisch oder
Ungarisch und Lebende Fremdsprache entsprechend
der Einstufung in Leistungsgruppen nach Méglichkeit in
Schilergruppen zusammenzufassen.

{4) Polytechnische Lehrgénge kénnen als ganztagige
Polytechnische Lehrgénge gefiihrt werden.

§23
Organisationsformen

(1) Der Polytechnische Lehrgang ist als selbsténdige
Schule zu fiihren. Ist die Schillerzahl fir die Flihrung als
selbstandige Schule zu gering, so kann der Polytechni-
sche Lehrgang im organisatorischen Zusammenhang
mit einer sonstigen allgemeinbildenden Pflichtschule
gefihrt werden.

(2) Neben den allgemeinen Formen des Polytechni-
schen Lehrganges mit deutscher Unterrichtssprache
sind insbesondere fiir die kroatische Volksgruppe und
die ungarische Volksgruppe folgende Formen von
Polytechnischen Lehrgangen oder Klassen an Polytech-
nischen Lehrgéngen zu fihren:

1. Polytechnische Lehrgange mit kroatischer oder unga-
rischer Unterrichtssprache,

2. Abteilungen fir den Unterricht in kroatischer oder
ungarischer Sprache, die an Polytechnischen Lehr-
géangen mit deutscher Unterrichtssprache eingerichtet
sind.

(3) Uber die Organisationsform entscheidet die Lan-
desregierung nach Anhérung des Schulerhalters, des
Bezirksschulrates (Kollegium) und des Landesschulrates
(Kollegium).

§24
Lehrer

(1) Der Unterricht in den Klassen des Polytechni-
schen Lehrganges ist durch Fachlehrer zu erteilen.

(2) Firr die Polytechnischen Lehrgénge sind die erfor-
derlichen Lehrer zu bestellen. Fir Polytechnische Lehr-
génge, die als selbstandige Schule gefiihrt werden, ist
Uberdies ein Leiter zu bestellen.

(3) Die Bestimmungen des § 12 Abs. 2 zweiter Satz
und Abs. 3 sind anzuwenden.
§25
Klassenschilerzahl

(1) Die Klassenschiilerzahl am Polytechnischen Lehr-
gang darf 30 nicht Ubersteigen und soll 20 nicht unter-

schreiten; sofern hievon aus besonderen Griinden (zB
zur Erhaltung von Schulstandorten) ein Abweichen
erforderlich ist, hat dariiber die Landesregierung nach
Anhérung des Schulerhalters, des Bezirksschulrates
(Kollegium) und des Landesschulrates (Kollegium) zu
entscheiden. Fir Polytechnische Lehrgéange, die einer
Sonderschule angeschlossen sind, gelten die in § 21
genannten Schiilerzahlen entsprechend der Behinde-
rungsart.

(2) Im Hinblick auf die Leistungsgruppen in Deutsch,
Mathematik, Kroatisch oder Ungarisch und Lebender
Fremdsprache sind eigene Schulergruppen einzurichten.
Die Anzahl der Schiilergruppen darf in den einzelnen
Schulen in jedem Pflichtgegenstand die Anzahl der Klas-
sen um 1, ab sechs Klassen um 2 und ab 11 Klassen um
3 (iberschreiten. Die Schulerzahl in den Schilergruppen
darf in den einzelnen Schulen im Durchschnitt 10 nicht
unterschreiten. Die Schiilerzahl in den Schulergruppen
darf 30 nicht Ubersteigen.

(3) Der Unterricht ist in Maschinschreiben ab der
Schiilerzahl 25, in Werkerziehung ab der Schilerzahl 20,
in Hauswirtschaft und Kinderpflege ab der Schiilerzah!
16 und in Informatik ab der Schulerzahl 19 statt fir die
gesamte Klasse in Schulergruppen zu erteilen. In Infor-
matik darf die Teilungszah! 19 unterschritten werden,
wenn am betreffenden Standort insgesamt nicht soviele
Geréate vorhanden sind, daB hdchstens zwei Schiler an
einem Gerat arbeiten mussen; in diesem Fall darf die
Teilungszahl 13 Schiler nicht unterschreiten.

(4) In den alternativen Pflichtgegenstanden kénnen
die Schiiler mehrerer Klassen einer Schule zusammen-
gefaBt werden, soweit die auf Grund der Abs. 1 bis 3
bestimmte Schiierzahl nicht Uberschritten wird; in den
Unterrichtsgegenstanden Werkerziehung, Hauswirt-
schaft und Kinderpflege sowie Leibesiibungen kénnen
die Schiiler mehrerer Klassen einer oder mehrerer Schu-
len zusammengefa3t werden.

E. Berufsschulen

§26
Aufbau

(1) Die Berufsschulen umfassen soviele Schulstufen
(Schuljahre), wie es der Dauer des Lehrverhéltnisses
(Ausbildungsverhéltnisses im Sinne des § 30 des
Berufsausbildungsgesetzes, BGB!.Nr. 142/1969) ent-
spricht, wobei jeder Schulstufe - soweit es die Schiler-
zahl zulaBt - eine Klasse zu entsprechen hat.

(2) Die Bestimmungen des § 10 Abs. 2 sind anzuwen-
den.



§27
Organisationsformen

(1) Die Berufsschulen sind als Berufsschulen fiir
einen oder mehrere Lehrberufe zu flhren.

(2) Die Berufsschulen sind - bei gleichem Unterrichts-
ausmaf - als lehrgangsmaBige Berufsschuien mit einem
in jeder Schulstufe mindestens acht - in Schulstufen, die
einem halben Jahr des Lehrverhéltnisses entsprechen,
mindestens vier - Wochen dauernden Unterricht zu
flhren; die dem halben Jahr des Lehrverhéltnisses ent-
sprechende Unterrichtszeit kann auch auf die vorherge-
henden Schulstufen aufgeteilt werden.

(3) Eine Unterbrechung des Lehrganges aus AnlaB
von Ferien ist zuldssig. Durch Verlangerung des Lehr-
ganges ist die volle Gesamtdauer des lehrplanmaBig
vorgesehenen Unterrichts anzustreben; keinesfalls darf
die im Lehrplan vorgesehene Zahl der Unterrichtsstun-
den fiur die jeweilige Schulstufe um mehr als ein Zehntel
unterschritten werden.

(4) Uber die Organisationsform gemas Abs. 1 und 2
entscheidet die Landesregierung nach Anhdérung des
Schulerhalters und des Landesschuirates (Kollegium).

§28
Lehrer

(1) Der Unterricht in den Berufsschulklassen ist durch
Fachlehrer zu erteilen.

(2) Fir jede Berufsschule sind ein Leiter, nach Maf3-
gabe der dienstrechtlichen Vorschriften auch ein Stell-
vertreter des Leiters, sowie die erforderlichen weiteren
Lehrer zu bestelien.

(3) Die Bestimmungen des § 12 Abs. 3 sind anzuwen-
den.

§29
Klassenschilerzahl

(1) Die Klassenschilerzaht an der Berufsschule darf
30 nicht Gbersteigen und soll 20 nicht unterschreiten;
soferne hievon aus besonderen Griinden (zB zur Erhal-
tung der Verfachlichung oder zur Aufnahme der Berufs-
schulpflichtigen) ein Abweichen erforderlich ist, hat dari-
ber die Landesregierung nach Anhérung des Schulerhal-
ters und des Landesschulrates (Kollegium) zu entschei-
den.

(2) Der Unterricht ist in Leibesibungen ab der Schdl-
erzahl 30, in Maschinschreiben, Textverarbeitung,
Warenkunde flr Schiller unterschiedlicher Fachbereiche
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und in den sprachlichen Unterrichtsgegensténden ab der
Schiilerzahl 25 und in Fachzeichnen, Verkaufskunde,
Kundenberatung und in den praktischen Unterrichtsge-
genstanden ab der Schiilerzahl 20, in den praktischen
Unterrichtsgegenstanden liberdies, wenn dies die rdum-
liche oder geratemaBige Ausstattung erfordert, mit
Zustimmung der Landesregierung nach Anhérung des
Landesschuirates ab der Schiilerzahl 18 statt fur die
gesamte Klasse in Schiilergruppen zu erteilen; dies gilt
nicht fir die praktischen Unterrichtsgegenstande, soweit
die Landesregierung nach Anhérung des Landesschulra-
tes aus Sicherheitsgriinden eine niedrigere Zahl fir
erforderlich hélt.

(3) Im Hinblick auf die Fihrung von Leistungsgruppen
sind ab der Schiilerzahi 20 zwei Schilergruppen zu bil-
den; darlber hinaus darf jeweils eine weitere Schiiler-
gruppe bei mindestens 20 Schiilern vorgesehen werden.
Die Anzahl der Schulergruppen darf die Anzahl der Par-
allelklassen um nicht mehr als 1, ab sechs Parallelklas-
sen um nicht mehr als 2, ab 11 Paralletklassen um nicht
mehr als 3 und ab 16 Parallelklassen um nicht mehr als
4 Ubersteigen. Hiebei gelten als Parallelkiassen die Klas-
sen fir einen Lehrberuf oder eine Gruppe von Lehrberu-
fen eines Lehrganges auf einer Stufe.

ABSCHNITT 1l

Errichtung, Erhaltung, Auflassung
und Sprengel der éffentlichen Pflicht-
schulen; éffentliche Schiilerheime

§30
Errichtung

(1) Im Sinne dieses Gesetzes ist unter Errichtung
einer Schule ihre Griindung und die Festsetzung ihrer
ortlichen Lage zu verstehen.

(2) Bei der Errichtung &ffentlicher Pflichtschulen ist
auch auf den Bestand gleichartiger Privatschulen mit
Offentlichkeitsrecht Bedacht zu nehmen.

(3) Wenn fir die Errichtung einer éffentlichen Pflicht-
schule zwei oder mehrere Gemeinden in Betracht kom-
men und diese sich Gber die ortliche Lage der Schule
nicht einigen kdnnen, so hat nach den értlichen Erforder-
nissen die Landesregierung zu entscheiden, welche
Gemeinde die éffentliche Pflichtschule zu errichten hat.

§31

Errichtungsbewilligung

Die Errichtung einer éffentlichen Pflichtschule sowie
die Bestimmung einer éffentlichen Schule als ganztagige
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Schulform bedarf der Bewilligung der Landesregierung
nach Anhérung des Landesschulrates (Kollegium). Im
Verfahren zur Bestimmung einer dffentlichen Schule als
ganztagige Schulform sind die betroffenen Erziehungs-
berechtigten und Lehrer zu horen.

§32

Errichtung offentlicher
Volksschulen

(1) Offentliche Volksschulen haben an solchen Orten
zu bestehen, wo in einer Gemeinde oder in mehreren in
Nachbarschaft gelegenen Gemeinden oder in Teilen von
solchen nach einem funfjahrigen Durchschnitt minde-
stens 120 schulpflichtige Kinder wohnen, welche sonst
eine mehr als eine Gehstunde, bei Benutzbarkeit von
dffentlichen Verkehrsmittein eine mehr als eine halbe
Fahrstunde entfernte Volksschule besuchen miiten.

(2) Offentliche Volksschulen mit kroatischer oder
ungarischer Unterrichtssprache haben an solchen Orten
zU bestehen, daB méglichst alle Kinder osterreichischer
Staatsbirgerschaft, die der kroatischen oder ungari-
schen Volksgruppe angehéren und zum Besuch einer
solchen Schule angemeldet werden, diese besuchen
kénnen. Voraussetzungen fir die Errichtung einer sol-
chen Schule sind das Vorhandensein einer fir die Schul-
fihrung erforderlichen Mindestschilerzahl von angemel-
deten Kindern ésterreichischer Staatsburgerschaft, die
der kroatischen oder ungarischen Volksgruppe
angehdren, und der gesicherte Bestand dieser Schule.

(3) Die im Schuljahr 1993/94 in den im Anhang A zu
diesem Gesetz aufgezahlten Gemeinden (Ortsteilen)
gemaf § 7 des Burgenléndischen Landesschulgesetzes
1937 Uber die Regelung des Volksschulwesens im Bur-
genland, LGBI.Nr. 40, gefuhrten zweisprachigen Volks-
schulen sind Volksschulen gemaB § 11 Abs. 1 Z 2. Fer-
ner sind Volksschulen gemaB § 11 Abs. 1 Z 2 in den im
Anhang B zu diesem Gesetz aufgezéhlten Gemeinden
(Ortsteilen) einzurichten, wenn sie vor dem Schuljahr
1993/94 gemaB § 7 des Burgenléndischen Landesschul-
gesetzes 1937 als zweisprachige Schulen bestanden
haben, aufgelassen worden sind und wieder errichtet
werden. Die Anhange A und B bilden einen Bestandteil
dieses Gesetzes.

(4) Neben den in Abs. 3 genannten Schulen kommen
jene Schulen als fir die kroatische oder ungarische
Volksgruppe in Betracht, bei denen ein nachhaltiger
Bedarf zum Gebrauch der kroatischen oder ungarischen
Sprache als Unterrichtssprache oder zu deren Erlernen
als Pflichtgegenstand besteht. Hiebei gentgt fir Volks-
schulen ein nachhaltiger Bedarf an einer Klasse (auch
Schulstufen iibergreifend). Eine Vorschulklasse und eine
Klasse ab der ersten bis zur vierten Schuistufe dirfen
jeweils ab sieben Anmeldungen gefihrt werden.

§33

Errichtung &ffentlicher
Hauptschulen

(1) Offentliche Hauptschulen haben an solchen Orten
zu bestehen, wo in einer Gemeinde oder in mehreren in
Nachbarschaft gelegenen Gemeinden oder in Teilen von
solchen nach einem finfjahrigen Durchschnitt minde-
stens 120 hauptschulfahige Kinder wohnen, welche
sonst eine mehr als eineinhalb Gehstunden, bei Ben(tz-
barkeit von offentlichen Verkehrsmitteln eine mehr als
dreiviertel Fahrstunden entfernte Hauptschule besuchen
mufBten.

(2) Hauptschulen mit kroatischer oder ungarischer
Unterrichtssprache haben an solchen Orten zu beste-
hen, daB méglichst alle Kinder osterreichischer Staats-
burgerschaft, die der kroatischen oder ungarischen
Volksgruppe angehéren und zum Besuch einer solchen
Schule angemeldet werden, diese besuchen kénnen.
Voraussetzung fir die Errichtung einer solchen Schule
ist das Vorhandensein einer fiir die Schulfiihrung erfor-
derlichen Mindestschtilerzahl von angemeldeten Kindern
osterreichischer Staatsbiirgerschaft, die der kroatischen
oder ungarischen Volksgruppe angehéren, und der gesi-
cherte Bestand dieser Schule.

(3) An den im Einzugsbereich der in § 32 Abs. 3
genannten Volksschulen liegenden Hauptschulen sind
Abteilungen fir den Unterricht in kroatischer oder ungari-
scher Sprache geméaB § 15 Abs. 222 einzurichten.

(4) Neben den in Abs. 3 genannten Schulen kommen
jene Schulen als fur die kroatische oder ungarische
Volksgruppe in Betracht, bei denen ein nachhaltiger
Bedarf zum Gebrauch der kroatischen oder ungarischen
Sprache als Unterrichtssprache oder zu deren Erlernen
als Pflichtgegenstand besteht. Hiebei genugt ein Bedarf
an einer Klasse auf jeder Schulstufe fiir Schulen gemaf
§ 15 Abs. 2 Z 1 und der Bedarf einer Abteilung auf jeder
Schulstufe fiir Schulen gemaB § 15 Abs. 2 Z 2. Ab neun
Anmeldungen darf eine Kiasse und ab finf Anmeldun-
gen eine Abteilung gefiihrt werden.

§34

Errichtung offentlicher
Sonderschulen

(1) Offentliche Sonderschulen haben nach MaBgabe
des Bedarfes unter Bedachtnahme auf die fiir die Schul-
fuhrung erforderliche Mindestanzahl von 30 behinderten
Schilern und erforderlichenfalls unter Angliederung
eines Schiilerheimes (§ 37) in solcher Zahl und an sol-
chen Orten zu bestehen, daB mdglichst alle Kinder mit
einem sonderpadagogischen Férderbedarf (§ 8 Abs. 1
des Schulpflichtgesetzes 1985, BGBI.Nr. 76, in der Fas-
sung BGBI.Nr. 513/1993), die nicht eine aligemeine



Schule besuchen, eine ihrer Behinderung entsprechen-
de Sonderschule bei einem ihnen zumutbaren Schulweg
besuchen kdnnen.

(2) Sofern die Zahi der in Betracht kommenden Kin-
der zwar nicht 30, aber mindestens 10 erreicht, sind
anstelle einer selbstandigen Sonderschule den éffentli-
chen Volks- oder Hauptschulen angeschlossene Son-
derschulklassen zu errichten.

§35

Errichtung éffentlicher
Polytechnischer Lehrgénge

(1) Offentliche Polytechnische Lehrgange haben
unter Bedachtnahme auf die fir die Schulfihrung erfor-
derliche Mindestanzahl von 30 Schiulern in solcher Zah
und an solchen Orten zu bestehen, daf alle schulpflichti-
gen Kinder im neunten Jahr ihrer allgemeinen Schul-
pflicht, soweit sie diese nicht anderweitig erfullen, bei
einem ihnen zumutbaren Schulweg den Polytechnischen
Lehrgang besuchen koénnen.

(2) Offentliche Polytechnische Lehrgange kénnen
sowohl als selbstandige Schulen - bei einer voraussicht-
lich stéandigen Mindestzahl von 90 Schiilern - als auch im
organisatorischen Zusammenhang mit &ffentlichen
Volks-, Haupt- oder Sonderschuien bestehen.

(3) Polytechnische Lehrgange mit kroatischer oder
ungarischer Unterrichtssprache haben an solchen Orten
zu bestehen, daB moglichst alle Kinder ésterreichischer
Staatsbirgerschaft, die der kroatischen oder ungari-
schen Volksgruppe angehéren und zum Besuch einer
solchen Schule angemeldet werden, diese besuchen
kénnen. Voraussetzung fir die Errichtung einer solchen
Schule ist das Vorhandensein einer fir die Schulfiihrung
erforderiichen Mindestschilerzahl von angemeldeten
Kindern Osterreichischer Staatsbiirgerschaft, die der
kroatischen oder ungarischen Volksgruppe angehdren,
und der gesicherte Bestand dieser Schule.

(4) An den im Einzugsbereich der in § 32 Abs. 3
genannten Volksschulen liegenden Polytechnischen
Lehrgéngen sind Abteilungen fir den Unterricht in kroati-
scher oder ungarischer Sprache gemaB § 23 Abs. 2 Z 2
einzurichten.

(5) Neben den in Abs. 4 genannten Schulen kommen
jene Schulen als fur die kroatische oder ungarische
Volksgruppe in Betracht, bei denen ein nachhaltiger
Bedarf zum Gebrauch der kroatischen oder ungarischen
Sprache als Unterrichtssprache oder zu deren Erlernen
als Pflichtgegenstand besteht. Hiebei genigt ein Bedarf
an einer Klassé fir Schulen gemaB § 23 Abs. 2 Z 1 und
der Bedarf einer Abteilung fir Schulen gemaB § 23 Abs.
2 Z 2. Ab neun Anmeldungen darf eine Klasse und ab
finf Anmeldungen eine Abteilung geflhrt werden.
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§ 36
Errichtung 6ffentlicher Berufsschulen

(1) Offentliche Berufsschulen haben unter Bedacht-
nahme auf die fiir die Schulfihrung erforderliche Min-
destzahl von 360 Schililern in solcher Zahl und an sol-
chen Orten zu bestehen, daB alle der Berufsschulpflicht
unterliegenden Personen eine ihrem Lehrberuf entspre-
chende Berufsschule bei einem ihnen zumutbaren
Schulweg besuchen kénnen.

(2) Nach MaBgabe des Bedarfes haben 6ffentliche
Berufsschulen (Abs. 1) als lehrgangsméBige Berufs-
schulen, erforderlichenfalls unter Angliederung eines
Schiilerheimes (§ 37), zu bestehen.

(3) Wenn die Voraussetzungen fir das Bestehen
einer dffentlichen Berufsschule fur einen Lehrberuf (eine
Lehrberufsgruppe) nicht gegeben sind, kénnen unter
Bedachtnahme auf die fur die Schulfiihrung erforderliche
Mindestschiilerzahl von 30 Schilern Berufsschulklassen
fur bestimmte Lehrberufe oder Lehrberufsgruppen einer
anderen 6ffentlichen Berufsschule angeschlossen wer-
den.

§ 37
Errichtung 6ffentlicher Schiilerheime

(1) Offentliche Schilerheime, die ausschlieBlich oder
vorwiegend fur Schiler von Pflichtschulen bestimmt
sind, kénnen entweder selbsténdig oder im organisatori-
schen Zusammenhang mit einer éffentlichen Pflichtschu-
le bestehen.

(2) Die Bestimmungen der §§ 2 Abs. 3, 30 Abs. 1 und
39 Abs. 1, 2 und 4 sowie der §§ 40 bis 46 sind auf solche
Schiilerheime sinngeman mit der MaBgabe anzuwen-
den, dafB unter Erhaltung eines Schiilerheimes auch die
Beistellung der erforderlichen Erzieher zu verstehen ist.

§38
Schulsprengel

(1) Fur jede 6ffentliche Pflichtschule hat ein Schul-
sprengel zu bestehen.

(2) Der Schulsprengel kann fiir die Vorschulstufen der
Volksschulen und fiir die Haupt- und Sonderschulen -
unbeschadet der die Schulpflicht regeinden Vorschriften
- in einen Pflichtsprengel und in einen Berechtigungs-
sprengel geteilt werden. Fir die zweisprachigen Volks-
schulen (§ 32 Abs. 3) sind Pflichtsprengel festzusetzen,
wobei fir Schiler, die nicht im Pflichtsprengel wohnen
und die zum zweisprachigen Unterricht angemeldet wer-
den, ein (ber den Pflichtsprengel hinausgehender
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Berechtigungssprengel festgelegt werden kann. Anson-
sten sind fir die in § 32 Abs. 2 und 4 genannten Volks-
schulen oder Voiksschulkiassen Berechtigungssprengel
so festzulegen, daB der gesamte Bereich des Bur-
genlandes erfaBt wird.

(3) Die Schuisprengel der Volksschulen (soweit nicht
Abs. 2 in Betracht kommt) und der Polytechnischen
Lehrgénge sowie zumindest die Berechtigungssprengel
der Vorschulstufen der Volksschulen sowie der Haupt-
schulen und der einzelnen Arten der Sonderschuien, fer-
ner die Schulsprengel der fiir die einzelnen Lehrberufe in
Betracht kommenden Berufsschulen haben liickenlos
aneinander zu grenzen. Fur die Polytechnischen Lehr-
ginge geméan § 23 Abs. 2 sind Berechtigungssprengel
so festzulegen, daB der gesamte Bereich des Bur-
genlandes erfaBt wird.

(4) Fiar Hauptschulen und Hauptschulklassen mit
besonderer Beriicksichtigung vor allem der musischen
oder sportlichen Ausbildung kénnen eigene Schulspren-
gel (Berechtigungssprengel) vorgesehen werden, fur die
Abs. 3 erster Satz nicht gilt. Far die Hauptschuien
gemaf § 15 Abs. 2 sind Berechtigungssprengel so fest-
zulegen, daB der gesamte Bereich des Burgeniandes
erfaf3t wird.

(5) Bestehen in einer Gemeinde oder im Gebiet eines
Gemeindeverbandes mehrere Schulen derselben
Schulart, so kann fiir mehrere oder alle Schulen dersel-
ben Schulart ein gemeinsamer Schulsprengel festgelegt
werden. Die Entscheidung dariiber, welche dieser Schu-
len die sprengelangehorigen Schiiler zu besuchen
haben, fallt in die Zusténdigkeit der Gemeinde (des
Gemeindeverbandes).

(6) Soferne sich ein Schulsprengel iiber das Landes-
gebiet hinaus oder in das Landesgebiet hinein
erstrecken soll, hat die Landesregierung mit den beteilig-
ten Bundesldndern das Einvernehmen herzustellen.

(7) Die Festsetzung (Bildung, Anderung und Aufhe-
bung) der Schulsprengel erfolgt durch Verordnung der
Landesregierung nach Anhdrung des Landesschulrates
(Kollegium), aller betroffenen gesetzlichen Schulerhalter
und Gebietskorperschaften.

(8) Jeder Schulpflichtige ist in die fir ihn nach der
Schulart in Betracht kommende Schule, deren Schul-
sprengel er angehort, aufzunehmen. Die Aufnahme
eines dem Schulsprengel nicht angehdrigen Schulpflich-
tigen kann vom gesetzlichen Schulerhalter der um die
Aufnahme ersuchten Schule verweigert werden. Nicht
verwehrt werden kann die Aufnahme

a) einem Schulpflichtigen einer sprachlichen Minderheit,
wenn die Gemeinde seines Wohnortes einem Volks-
schulsprengel fir diese sprachliche Minderheit nicht
angehort,

b) einem Kind mit sonderpadagogischem Férderbedarf,
das die Aufnahme in eine auBerhalb des eigenen
Schulsprengels liegende allgemeine Schule deshalb
anstrebt, weil im eigenen Schulsprengel eine allge-
meine Schule, an der die entsprechende Forderung
erfolgen kann, in zumutbarer Entfernung nicht
besteht, und

c) einem Schulpflichtigen, der gemaf § 49 Abs. 1 des
Schulunterrichtsgesetzes, BGBI.Nr. 472/1986, zuletzt
geandert durch das Bundesgesetz BGBI.Nr.
514/1993, vom Besuch einer Schule ausgeschlossen
wurde und den Besuch einer auBBerhalb des eigenen
Schulsprengels liegenden allgemeinen Pflichtschule
anstrebt.

(9) Sprengelangehérig sind jene Schulpflichtigen, die
im Schulsprengel, wenn auch nur zum Zwecke des
Schulbesuches wohnen. Bei Personen, die der Berufs-
schulpflicht unterliegen, ist statt des Wohnortes der
Betriebsstandort maBgeblich; bezlglich jener Personen,
die gemaB § 21 Abs. 2 zweiter Satz des Schulpflichtge-
setzes 1985, BGBILNr. 76, in der Fassung BGBI.
Nr. 513/1993 zum Besuche einer Berufsschule berech-
tigt sind, kann Gber ihr Ansuchen, soferne sie volljahrig
sind, ansonsten iber Ansuchen ihrer Eltern oder sonsti-
gen Erziehungsberechtigten von der Landesregierung
nach Anhérung der in Betracht kommenden Wohnortge-
meinde und des Landesschulrates im Einzelfall der
Wohnort als maBgeblich festgesetzt werden, wenn eine
andere hiefiir in Betracht kommende Berufsschule dem
Wohnort wesentlich ndher liegt und ein weiterer Besuch
der bisher besuchten Berufsschule mit einem unzumut-
bar hohen Aufwand verbunden ist.

(10) Den Schulpflichtigen sind jene Personen gleich-
zuhalten, die nach den die Schulpflicht regeinden Vor-
schriften zum freiwilligen Besuch einer Pflichtschule
berechtigt sind.

(11) Die Erziehungsberechtigten (§ 60 des Schulun-
terrichtsgesetzes, BGBI.Nr. 472/1986, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBL.Nr. 514/1993) haben einen
beabsichtigten sprengelfremden Schulbesuch des
Schulpflichtigen an einer allgemeinbildenden Pflicht-
schule spatestens zwei Monate vorher der Bezirksver-
waltungsbehérde anzuzeigen. Diese hat hiezu von der
Leitung und dem Schulerhalter sowohl der sprengel-
maBig zustandigen als auch der sprengelfremden Schu-
le je eine Stellungnahme einzuholen.

(12) Der sprengelfremde Schulbesuch nach Abs. 11
ist unbeschadet der Bestimmungen des Abs. 8 von der
Bezirksverwaltungsbehérde nach Anhérung des Bezirks-
schulrates (Kollegium) zu untersagen, wenn in der
sprengelmanBig zustandigen Schule eine Klassenzusam-
menlegung eintreten oder eine gesetzlich festgelegte
Klassenschiilermindestzahl unterschritten wirde.

(13) Der sprengelfremde Schulbesuch nach Abs. 11
kann von der Bezirksverwaltungsbehérde nach



Anhérung des Bezirksschulrates (Kollegium) untersagt
werden, wenn der beabsichtigte Schulwechsel nicht mit
dem Beginn des Schuljahres zusammenfailt oder in der
um die Aufnahme ersuchten sprengelfremden Schule
eine Klassenteilung eintreten wiirde oder die mit dem
sprengelfremden Schulbesuch fiir den Schulpflichtigen
verbundenen Vorteile die bei der Schulsprengelfestset-
zung berucksichtigten interessen nicht tberwiegen.

(14) Zur Entscheidung nach Abs. 12 und 13 berufen
ist diejenige Bezirksverwaltungsbehérde und zur
Anhorung berufen jener Bezirksschuilrat (Kollegium), in
deren Bereich die Schule liegt, deren Sprengel der
Schulpflichtige angehért. Erstreckt sich der Schulspren-
gel auf den Bereich mehrerer Verwaltungsbezirke oder
liegt die um Aufnahme ersuchte Schule in einem ande-
ren Verwaltungsbezirk, so ist die Landesregierung zur
Entscheidung berufen und tritt an die Stelle des
anzuhodrenden Bezirksschulrates der Landesschulrat
(Kollegium).

§ 39

Bauliche Gestaltung und Einrichtung

(1) In jeder Schule ist eine der Anzahl der Klassen
entsprechende Zahl von Unterrichts- und Nebenrdumen
einzurichten.

(2) Jede Schule hat in ihrer baulichen Gestaltung und
in ihrer Einrichtung den Grundséatzen der Padagogik und
der Schulhygiene zu entsprechen und jene Lehrmittel
aufzuweisen, die nach dem Lehrplan fur die betreffende
Schulart notwendig sind. Als staatliche Symbole sind in
jedem Kiassenraum das Bundes- und das Landeswap-
pen und in jeder Schule ein Bild des Bundesprasidenten
anzubringen. In jedem Klassenraum ist lGberdies ein
Kreuz anzubringen.

(3) Die Schulen, insbesondere die Volks-, Haupt- und
Sonderschulen, die Polytechnischen Lehrgdnge sowie
die Berufsschulen, haben nach Tunlichkeit mit einem
Turn- und Spielplatz und - vor allem die Hauptschulen -
mit einem Turnsaal, ferner nach Bedarf mit einer Schul-
kiiche, einer Schulwerkstatte und einem Schulgarten,
die Polytechnischen Lehrgénge sowie die Berufsschulen
mit den fir die praktischen Unterrichtsgegensténde
erforderlichen Lehrwerkstatten und Unterrichtsrdumen
ausgestattet zu sein. Die Landesregierung hat ndhere
Vorschriften tGber den Bau und die Einrichtung der
offentlichen Pflichtschulen durch Verordnung zu regeln;
diese Vorschriften haben Bestimmungen Gber Lage,
Ausmaf und Anlage der Gebaude und sonstigen Schul-
liegenschaften sowie iber Art, GroBe, Belichtung,
Beleuchtung, Beliftung, Beheizung und Einrichtung der
R&ume sowie {iber die Wasserversorgung und behinder-
tengerechte Gestaltung zu enthalten.
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§ 40

Bauplatz-, Bauplan- und Verwendungs-
bewilligung; Widmung, widmungsgeméafe
Verwendung und Entwidmung

(1) Platze, Gebaude, einzelne Rdume oder sonstige
Liegenschaften oder Liegenschaftsteile durfen far
Schulzwecke nur in Verwendung genommen werden,
wenn die Landesregierung nach Anhdrung des Landes-
schulrates die Bewilligung hiefir erteilt hat. Im Bewilli-
gungsverfahren hat eine durch Augenschein vorzuneh-
mende Uberpriifung durch eine Kommission stattzufin-
den, der jedenfalls ein Beamter der Schulaufsicht, ein
Amtsarzt und ein Beamter des héheren Baudienstes
angehoren.

(2) Einer Bewilligung der Landesregierung nach
Anhorung des Landesschulrates bedarf - unbeschadet
der baurechtlichen Vorschriften - (iberdies der Bauplan
der Herstellung sowie jeder baulichen Umgestaitung
eines Schulgeb&udes oder sonstiger Schulliegenschaf-
ten.

(3) Nach erteilter Bewilligung geman Abs. 1 durfen
die in Betracht kommenden Baulichkeiten und Liegen-
schaften - soweit sich aus Abs. 4 und 5 nicht anderes
ergibt - nur mehr fiir Schulzwecke verwendet werden.

(4) Baulichkeiten und Liegenschaften, die geman
Abs. 3 Schulzwecken gewidmet sind, darf der Schuler-
halter - von Katastrophenféllen abgesehen - einer wenn
auch nur voribergehenden Mitverwendung fir andere
Zwecke nur mit vorheriger Bewilligung der Landesregie-
rung nach Anhérung des Landesschulrates zufihren.
Die Landesregierung kann die Mitverwendung von
Schulliegenschaften, insbesondere fir Zwecke der
Volksbildung oder der kérperlichen Ertiichtigung generell
durch Verordnung bewilligen, soweit éffentliche, insbe-
sondere schulische Interessen nicht beeintrachtigt wer-
den.

(5) Die Widmung von Baulichkeiten und Liegenschaf-
ten flr Schulzwecke kann vom gesetzlichen Schulerhal-
ter nur mit Bewilligung der Landesregierung nach
Anhoérung des Landesschulrates aufgehoben werden.
Die Landesregierung kann nach Anhérung des Landes-
schulrates die Aufhebung der Widmung von Amts wegen
anordnen, wenn die Baulichkeiten oder Liegenschaften
fur Schulzwecke nicht mehr geeignet sind.

§ 41
Erhaltung
(1) Im Sinne dieses Gesetzes ist unter Erhaltung
einer Schule die Bereitstellung und Instandhaltung des

Schulgebaudes und der iibrigen Schulliegenschaften,
deren Reinigung, Beleuchtung und Beheizung, die
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Anschaffung und Instandhaltung der Einrichtung und
Lehrmittel, die Deckung des sonstigen Sachaufwandes
sowie die Beistellung des zur Betreuung des Schulge-
baudes und der Ubrigen Schulliegenschaften allenfalls
erforderlichen Hilfspersonals (wie Schulwart, Reini-
gungspersonal, Heizer), bei ganztagigen Schulformen
auch die Vorsorge fiir die Verpflegung und die Beistel-
lung der fiir den Betreuungsteil (ausgenommen die Lern-
zeiten) erforderlichen Lehrer und Erzieher sowie die Bei-
stellung von Schulérzten zu verstehen.

(2) Die Kosten der Erhaltung einer 6ffentlichen Pilicht-
schule gliedern sich in den auBerordentlichen und in den
ordentlichen Schulsachaufwand .

(3) Zum aufBerordentlichen Schulsachaufwand
gehoren die Kosten fir

a) die Bereitstellung der Schulliegenschaften;

b) die Anschaffung der Schuleinrichtung und der not-
wendigen Lehrmittel (Erstausstattung);

c) den Annuitatendienst fiir Darlehen, die fur MafBnah-
men nach lit. a und b aufgenommen wurden.

(4) Zum ordentlichen Schulsachaufwand gehdren die
Kosten des Schulsachaufwandes, soweit diese nicht
unter Abs. 3 fallen, insbesondere die Kosten fir

a) die Instandhaltung der Schulliegenschaften;

b) die Instandhaltung und Erneuerung der Schuleinrich-
tung;

c) die Instandhaltung der Lehrmittel und sonstigen
Unterrichtsbehelfe;

d) die Reinigung, Beleuchtung und Beheizung und den
sonstigen Betrieb der Schulliegenschaften mit Aus-
nahme der Wohnungen;

e) das zur Betreuung der Schulliegenschaften allenfalls
erforderliche Hilfspersonal (zB Schulwart, Reini-
gungspersonal, Heizer, Kanzleikréfte etc.);

f) die Amts- und Kanzleierfordernisse der Schule, Post-
und_Rundfunkgebihren;

g) die Mieten, Steuern und sonstigen Abgaben fr die
Schulliegenschaften mit Ausnahme der Wohnungen;

h) den schulérztlichen Dienst nach § 2 Abs. 6;

i) die Beistellung der fir den Betreuungsteil (ausgenom-
men die Lernzeiten) erforderlichen Lehrer oder Erzie-
her nach § 2 Abs. 6 und flir die Verpflegung an ganz-
tatigen Schulformen;

k) den sonstigen mit der Verwaltung der Schulliegen-
schaften entstehenden Aufwand.

(5) Zu den Schulliegenschaften im Sinne dieses
Gesetzes zahlen insbesondere der Schulgrund, die
Schulgebaude und die zur Schule gehdrenden Neben-
gebaude, einzelne Schulraume, Lehrwerkstétten, Schul-
bauplatze, Tumn- und Spielplatze, Pausenhdfe, Schulgar-

ten, die im Schulgebaude oder in einem zur Schuie
gehodrenden Nebengebéude untergebrachten Wohnun-
gen fiir den Schulleiter, fur die Lehrer und fiir den Schul-
wart sowie die offentlichen Schulerheime.

§ 42
Schulerhaltungsbeitrage

(1) Durch schriftliche Vereinbarung kann zwischen
dem gesetzlichen Schulerhalter und den beitragspflichti-
gen Gebietskdrperschaften aus Grinden der Verwal-
tungsvereinfachung tber die Aufteilung des Schulsach-
aufwandes bestehender oder erst zu errichtender Schu-
len eine von den folgenden Absitzen abweichende
Regelung getroffen werden.

(2) Soferne schriftliche Vereinbarungen im Sinne des
Abs. 1 nicht bestehen und mehrere Gebietskérperschaf-
ten zu einem Schulsprengel (§ 38) gehdren, haben die
beitragspflichtigen Gebietskérperschaften an den
gesetzlichen Schulerhalter Schulerhaltungsbeitrage zum
ordentlichen und auBerordentlichen Schulsachaufwand
zu leisten. Dieser Aufwand ist bei der Berechnung der
Beitrage nur insoweit zu berlicksichtigen, als er nicht
durch allenfalls vorhandene Betriebseinnahmen oder
Einnahmen auf Grund von Verpilichtungen oder freiwilli-
ger Leistungen Dritter gedeckt erscheint.

(3) Beitragspflichtige Gebietskdrperschaften sind

1. die sprengelangehdrigen Gebietskdrperschaften
(Gemeinden, Gemeindeverbande - mit Ausnahme
des gesetzlichen Schulerhaiters - sowie allenfalls
Lander, auf deren Gebiet sich der Schuisprengel
einer Schule erstreckt) fiir die dem jeweiligen Spren-
gel angehdrenden Schiiler mit Ausnahme der in Ziffer
2 lit. a genannten Schiiler und

2. hinsichtlich der Beitrdge zum ordentlichen Schulsach-
aufwand sonstige, an der betreffenden Schule nicht
beteiligte Gebietskdrperschatften flr die Schiler,

a) die dort einen ordentlichen Wohnsitz haben und im
Sprengel der betreffenden Schule
aa) lediglich zum Schulbesuch oder
bb) auf Grund einer MaBnahme der Jugendwohl-
fahrt wohnen oder

b) die sprengelfremde Schule
aa) mit Zustimmung des Schulerhalters der spren-
gelméaBig zustandigen Schuie oder
bb) deshalb besuchen, weil einer der Griinde nach
Abs. 4 vorliegt;

dies gilt auch fir Schiler, deren ordentlicher Wohnsitz in
einem anderen Bundesland liegt.

(4) Die Zustimmung des Schulerhalters der sprengel-
maBig zustandigen Schule nach Abs. 3 Z 2 lit. b entfallt,
wenn


schuszter
Notiz
Die lit. b hätte richtig zu lauten:
" b) die die sprengelfremde Schule . . . . ."


a) ein Schulpflichtiger einer sprachlichen Minderheit eine
auBerhalb des eigenen Schulsprengels liegende
zweisprachige Volksschule (§ 11 Abs. 1 Z 2) deshalb
besucht, weil im eigenen Schulsprengel eine solche
Schule nicht eingerichtet ist;

b) Kinder mit sonderpadagogischem Férderbedarf statt
einer entsprechenden Sonderschule eine auB3erhalb
des eigenen Schulsprengels liegende allgemeine
Schule deshalb besuchen, weil an der allgemeinen
Schule des eigenen Schulsprengels eine entspre-
chende Forderung nicht in gleicher Weise erfolgen
kann;

C
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ein der allgemeinen Schulpflicht unterliegender
Schiler geméan § 49 Abs. 1 des Schulunterrichtsge-
setzes, BGBI.Nr. 472/1986, zuletzt gedndert durch
das Bundesgesetz BGBI.Nr. 514/1993, vom Besuch
einer Schule ausgeschlossen wurde und eine auBBer-
halb des eigenen Schulsprengels liegende allgemein-
bildende Pflichtschule besucht.

(5) Fur die Ermittlung der Schulerhaltungsbeitrage hat
der ordentliche Schulsachaufwand zur Ganze und der
auBerordentliche Schulsachaufwand zur Haélfte als
Grundiage zu dienen.

(6) Die Aufteilung der Schulerhaltungsbeitrage nach
Abs. 2 und 5 auf die beitragspflichtigen Gebietskérper-
schaften erfolgt im Verhaltnis der Anzahl der am 1. Okto-
ber des laufenden Schuljahres eingeschriebenen
Schiiler zur Anzahl der in den beteiligten Gebietskérper-
schaften wohnhaften Schiler. Bei Berufsschulen ist fur
die Ermittlung der Schulerzahl die Gesamtzahl der in
den beteiligten Gemeinden beschéftigten Schiler mai-
geblich, die im vorangegangenen Kalenderjahr die
Berufsschule besucht haben.

(7) Bei ganztagigen Schulformen sind - ausgehend
von der Zah! der Schiiler, die am 1. Oktober des laufen-
den Jahres an mindestens drei Tagen der Woche fiir den
Betreuungsteil angemeldet waren - die Beitrage fir den
ordentlichen Schulsachaufwand, der sich im Freizeitbe-
reich des Betreuungsteiles durch die Bereitstellung der
erforderlichen Lehrer oder Erzieher und die Vorsorge fur
die Verpflegung abziglich der hiefiir eingehobenen
Beitrage ergibt, gesondert zu ermitteln.

(8) Bei Hauptschulen oder Hauptschulklassen nach
§15 Abs. 2 oder solchen mit besonderer Bericksichti-
gung vor allem der musischen und sportlichen Ausbil-
dung und bei Polytechnischen Lehrgéngen oder Klassen
an Polytechnischen Lehrgéngen nach § 23 Abs. 2 mit
eigenem Berechtigungssprengel sind die Beitrage zum
ordentlichen Schulsachaufwand hinsichtlich der dem
Berechtigungssprengel angehérenden Gebietskorper-
schaften ausgehend von einer um 50 v.H. verminderten
Berechnungsquote (Abs. 6) zu ermitteln. Die gesetzli-
chen Schulerhalter der Schulen des Pflichtsprengels
haben diesen Gebietskdrperschaften gegeniber
Anspruch auf zuséatzliche Beitrdge zum ordentlichen
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Schulsachaufwand. Diese Beitrage sind ausgehend von
der Zahl der Schiiler der betreffenden Sonderform oder
Schule nach § 15 Abs. 2 oder § 23 Abs. 2, fur die die
jeweilige Gebietskérperschaft beitragspflichtig ist, und
der um 50 v.H. verminderten Berechnungsquote (Abs. 6)
fir die jeweilige Schule des Pflichtsprengels zu ermittein.

(9) Die Beitrage zum ordentlichen Schulsachaufwand
fiir Sonderschulen sind im Falle des Abs. 4 lit. a jeweils
zur Halfte in sinngeméaBer Anwendung des Abs. 6 zu
ermitteln.

(10) Auf eine allfallige Beitragsleistung zum
Schulsachaufwand fiir ffentliche Pflichtschulen auBer-
halb des Landes finden die Bestimmungen dieses
Gesetzes keine Anwendung.

(11) Wenn fr Gebietskorperschaften, die Schulerhal-
tungsbeitrage zum auBerordentlichen Schulsachauf-
wand geleistet haben, durch eine nachtréagliche Ande-
rung in der Errichtung oder Erhaltung &ffentlicher Pilicht-
schulen eine Unbilligkeit entsteht, kann die Landesregie-
rung zum Ausgleich solcher Harten im Einzelfall durch
Bescheid in angemessener Weise eine Ruckerstattung
geleisteter Schulerhaltungsbeitrage verfugen.

(12) Eine Beitragsleistung zum auBerordentlichen
Schulsachaufwand fiir die Pflichtschulen des Landes fin-
det nicht statt.

§43
Vorschreibung und Abrechnung

(1) Die gesetzlichen Schulerhalter kénnen bis 30.
November jeden Jahres die Schulerhaltungsbeitrage
gemaB § 42 fur den voraussichtlichen Schulsachauf-
wand des folgenden Kalenderjahres den beitragspflichti-
gen Gebietskorperschaften mit Bescheid vorschreiben.

(2) Rechtskraftig vorgeschriebene Schulerhaltungs-
beitrége sind in zwei gleichen, jeweils am 31. Méarz und
30. September félligen Teilbetrdgen an den gesetzlichen
Schulerhalter zu entrichten.

(3) Spatestens bis 28. Feber jeden Jahres haben die
gesetzlichen Schulerhalter mit den beitragspflichtigen
Gebietskdrperschaften den Schulsachaufwand des
abgelaufenen Kalenderjahres abzurechnen, wobei die
widmungsgemaBe Verwendung der nach Abs. 1 vorge-
schriebenen Schulerhaltungsbeitrdge nachzuweisen ist.
Das Ergebnis der Abrechnung ist mit Bescheid festzu-
stellen.

(4) Soweit die Finanzierung der Kosten des
Schulsachaufwandes Uber ein Darlehen erfolgt, kann die
Vorschreibung und Abrechnung von Zinsen und Til-
gungsraten (Annuitatendienst) mit Zustimmung der bei-
tragspflichtigen Gebietskdrperschaft an die Stelle der
Vorschreibung und Abrechnung dieser Kosten treten.
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§ 44
Rechtsmittel

Gegen die Vorschreibung (§ 43 Abs. 1) und Abrech-
nung (§ 43 Abs. 3) der Schulerhaltungsbeitrdge kann
von den beitragspflichtigen Gebietskérperschaften Beru-
fung erhoben werden. Der Rechtsmittelzug richtet sich
nach den Bestimmungen der Gemeindeordnung sowie
des Eisenstadter und Ruster Stadtrechtes; ist das Land
gesetzlicher Schulerhalter, entscheidet die Landesregie-
rung.

§ 45
Zweckzuschiisse des Landes

(1) Das Land kann den Gemeinden (Gemeindever-
banden), die gesetzliche Schulerhalter sind, oder Dritten,
die fiir den gesetzlichen Schulerhalter Schulen herstel-
len, zur Erleichterung des ihnen auf dem Gebiet der
offentlichen Pflichtschulen erwachsenden Bauaufwan-
des Zweckzuschisse gewahren.

(2) Dem Land ist es vorbehalten, die widmungs-
gemafe Verwendung seiner Zweckzuschusse zu Uber-
prifen und diese bei widmungswidriger Verwendung
zuriickzufordern.

§ 46
Pflichtversaumnisse

Wenn ein gesetzlicher Schulerhalter oder eine zur
Leistung von Schulerhaltungsbeitragen verpflichtete
Gebietskorperschaft den gesetzlichen Verpflichtungen
nicht nachkommt, ist nach den Bestimmungen der
Gemeindeordnung sowie des Eisenstadter und Ruster
Stadtrechtes vorzugehen.

§47
Auflassung

(1) Die Auflassung einer 6ffentlichen Pilichtschule
sowie die Aufhebung der Bestimmung einer offentlichen
Schule als ganztéagige Schulform bedarf der Bewilligung
der Landesregierung nach Anhérung des Landesschul-
rates (Kollegium). Im Verfahren zur Aufhebung der
Bestimmung einer dffentlichen Schule als ganztagige
Schulform sind die betroffenen Erziehungsberechtigen
und Lehrer zu héren.

(2) Die Landesregierung kann nach Anhérung des
Landesschulrates (Kollegium) die Auflassung einer
dffentlichen Pflichtschule sowie die Aufhebung der
Bestimmung einer dffentlichen Schule als ganztagige

Schulform von Amts wegen anordnen, wenn die Voraus-
setzungen flr deren Bestand nicht mehr gegeben sind.
Abs. 1 zweiter Satz ist anzuwenden.

ABSCHNITT IV
Unterrichtszeit

A. Unterrichtszeit fir Volks -, Haupt-,
Sonderschulen und Polytechnische Lehrgange

§ 48
Schuljahr

(1) Das Schuljahr beginnt am ersten Montag im Sep-
tember und dauert bis zum Beginn des nachsten Schul-
jahres. Es bestenht aus dem Unterrichtsjahr und den
Hauptferien. Das Unterrichtsjahr besteht aus zwei
Semestern und den Semesterferien. Das erste Semester
beginnt mit dem Schuljahr und endet mit dem Beginn der
Semesterferien. Die Semesterferien dauern eine Woche
und beginnen am ersten Montag im Feber. Das zweite
Semester beginnt an dem den jeweiligen Semesterferien
folgenden Montag und endet mit Beginn der Hauptferien.

(2) Die Landesregierung kann aus &ffentlichem Inter-
esse durch Verordnung den Anfang der Semesterferien
um eine Woche verlegen. Verordnungen zur Verlegung
der Semesterferien sind spatestens vor Beginn des
Kalenderjahres zu erlassen, das den Semesterferien
vorangeht.

(3) Die Hauptferien beginnen an dem Samstag, der
frhestens am 28. Juni und spatestens am 4. Juli liegt;
sie enden mit dem Beginn des ndchsten Schuljahres.

(4) Alle Tage des Unterrichtsjahres, die nicht nach
den folgenden Bestimmungen schulfrei sind, sind Schul-
tage.

(5) Schulfrei sind die folgenden Tage des Unterrichts-
jahres:

a) die Sonntage und die gesetzlichen Feiertage, der
Allerseelentag, der 11. November;

b) die Tage vom 24. Dezember bis einschlieBlich 6. Jan-
ner (Weihnachtsferien); der 23. Dezember, sofern er
auf einen Montag fallt; Uberdies kénnen der 23.
Dezember sowie der 7. Janner, wenn es fiir einzelne
Schulen aus Grunden der Ab- oder Anreise der
Schiler zweckmaBig ist, von der Landesregierung
durch Verordnung schulfrei erklart werden;

¢) der einem gemaR lit. a oder b schulfreien Freitag
unmittelbar folgende Samstag;



d) die Tage von Montag bis einschlieBlich Samstag der
Semesterferien (Abs. 1 und 2);

e) die Tage vom Samstag vor dem Palmsonntag bis
einschlieBlich Dienstag nach Ostern (Osterferien);

f) die Tage vom Samstag vor bis einschlieBlich Diens-
tag nach Pfingsten (Pfingstferien).

(6) Aus Anlassen des schulischen oder sonstigen
offentlichen Lebens kénnen in jedem Schuljahr der
Schulleiter einen Tag, die Bezirksverwaitungsbehorde
einen weiteren Tag und die Landesregierung den den
Semesterferien unmittelbar vorangehenden Samstag
und in besonderen Féllen bis zu zwei weitere Tage durch
Verordnung schulfrei erklaren.

(7) Bei Unbenutzbarkeit des Schulgebaudes, in Kata-
strophenfélien oder aus sonstigen zwingenden oder aus
im offentlichen Interesse gelegenen Grinden ist die
unumganglich notwendige Zeit bis zu drei Tagen von der
Bezirksverwaltungsbehérde und dariber hinaus von der
Landesregierung durch Verordnung schulfrei zu
erklaren. Betragt die Zahl der schulfrei erklarten Tage
mehr als sechs, so hat die Landesregierung die Einbrin-
gung der hiedurch entfallenden Schultage durch Verrin-
gerung der in den Abs. 3, 5, 6, 8 und 9 vorgesehenen
schulfreien Tage - mit Ausnahme der im Abs. 5 lit. a
genannten Tage, des 24. und 31. Dezembers und der
letzten drei Tage der Karwoche - anzuordnen; die Haupt-
ferien dirfen jedoch zu diesem Zweck um nicht mehr als
zwei Wochen verkirzt werden. Ist die Zahl der schulfrei
erklarten Tage geringer, so kann die Landesregierung
eine derartige Anordnung treffen.

(8) Fir Volksschulen, Sonderschulen - mit Ausnahme
jener, welche nach dem Lehrplan der Hauptschule
gefiihrt werden - und fur Polytechnische Lehrginge kann
der Samstag durch Verordnung der Landesregierung
schulfrei erklart werden, wenn sichergestellt ist, da3
dadurch keine Nachteile in padagogisch-didaktischer,
gesundheitlicher und organisatorischer Sicht zu befurch-
ten sind. Die Schulfreierklarung kann fir den Bereich
des Landes, fir einzelne Schulen, Schuistufen oder
Klassen erfolgen. Dabei sind die betroffenen Erzie-
hungsberechtigten (§ 60 des Schulunterrichtsgesetzes,
BGBI.Nr. 472/1986, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI.Nr. 514/1993) und Lehrer zu héren. N&here Vor-
schriften Uber die Durchfihrung der Befragung (des
Abstimmungsverfahrens) erfolgen durch Verordnung der
Landesregierung. In dieser Verordnung ist jedenfalls zu
bestimmen, daB die Erziehungsberechtigten vor der
Befragung Uber eine solche Maf3nahme und deren Fol-
gen, insbesondere in padagogisch-didaktischer, gesund-
heitlicher und organisatorischer Sicht zu informieren
sind.

(9) Aus Grinden der Organisation oder der Schiiler-
beférderung kann fir allgemeinbildende Pflichtschulen
ein Tag je Unterrichtswoche durch Verordnung der Lan-
desregierung schulfrei erklart werden, sofern nicht
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bereits auf Grund des Abs. 8 eine Schulfreierkldrung
erfolgt ist. Die Schulfreierklarung kann sich auf einzelne
Schulen, Schulstufen oder Klassen erstrecken.

§49
Schultag

(1) Die Zahl der Unterrichtsstunden an einem Tag ist
unter Bedachtnahme auf die im Lehrplan vorgesehene
Wochenstundenzahl, die durchschnittliche Belastbarkeit
der Schiuler und die értlichen Gegebenheiten festzuset-
zen, wobei sechs zusammenhéngende Unterrichtsstun-
den pro Tag nicht Gberschritten werden diirfen.

(2) Der Unterricht darf nicht vor 7 Uhr beginnen. Eine
Ansetzung des Beginnes von Unterrichtsstunden vor 8
Uhr ist durch den Schulgemeinschaftsausschul3 oder
das Schulforum zulassig, wenn dies mit Ricksicht auf
Fahrschiiler oder aus anderen wichtigen Griinden, die
durch die Stundenplangestaltung nicht beseitigt werden
kénnen, notwendig ist. Der Unterricht darf nicht nach
17.00 Uhr enden; in Ausnahmeféllen darf er ab der 5.
Schulstufe bis 18.00 Uhr dauern. Am Samstag darf der
Unterricht langstens bis 12.30 Uhr dauern.

(3) An ganztagigen Schulformen ist der Betreuungs-
teil an allen Schultagen mit Ausnahme des Samstags bis
mindestens 16.00 Uhr und langstens 18.00 Uhr anzubie-
ten; wahrend der Unterrichtsstunden (einschlieBlich der
dazugehdérigen Pausen) fir die zum Betreuungsteil
angemeldeten Schiiler entfélit die Betreuung. Eine Stun-
de des Betreuungsteils umfaBt 50 Minuten und die
Dauer einer allenfalls vorangehenden Pause, wobei eine
Teilung der Stunde zuldssig ist.

§ 50
Unterrichtsstunden und Pausen

(1) Eine Unterrichtsstunde hat 50 Minuten zu dauern.
Aus zwingenden Griinden - insbesondere wegen der
Erreichung von fahrplanmaBigen Verkehrsmitteln durch
eine Uberwiegende Zahl von Schiilern - kann die Lan-
desregierung die Dauer aller oder einzelner Unterrichts-
stunden fur einzelne Schulen durch Verordnung mit 45
Minuten festsetzen.

(2) Zwischen den einzelnen Unterrichtsstunden sind
ausreichende Pausen in der Dauer von mindestens fiinf
Minuten vorzusehen. In der Mittagszeit ist eine ausrei-
chende Pause zur Einnahme eines Mittagessens und
zur Vermeidung von Uberanstrengung der Schiiler fest-
zusetzen. Wenn es die Art des Unterrichtsgegenstandes
oder die Stundenplangestaltung erfordern, kénnen bis
zur 8. Schulstufe héchstens zwei, ab der 9. Schulstufe
hochstens drei Unterrichtsstunden ohne Pause aneinan-
der anschlieBen.
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(3) Unterrichtsstunden, in denen Schiller praktisch
tatig sind, kénnen in dem nach der Art des Unterrichtsge-
genstandes notwendigen AusmalB aneinander an-
schlieBen, wobei den Schillern die erforderlichen Ruhe-
pausen entsprechend dem Arbeitsablauf einzeln oder in
Gruppen zu gewahren sind.

(4) In der Vorschulstufe, in der Grundschule sowie in
Sonderschulen, die nicht nach dem Lehrplan der Haupt-
schule oder des Polytechnischen Lehrganges geflhrt
werden, diirfen Unterrichtseinheiten in Abweichung von
Abs. 1 festgesetzt werden, wobei die Gesamtdauer der
Unterrichtseinheiten fir die einzelnen Unterrichtsgegen-
stdande in einer Woche den im Lehrplan jeweils vorgese-
henen Wochenstundenausmaf zu entsprechen hat.

B. Unterrichtszeit fir Berufsschulen

§ 51
Schuljahr

(1) Das Schuljahr beginnt am ersten Montag im Sep-
tember und dauert bis zum Beginn des nachsten Schul-
jahres. Es besteht aus dem Unterrichtsjahr und den
Hauptferien. Das Unterrichtsjahr beginnt mit dem Schul-
jahr und endet mit dem Beginn der Hauptferien. Die
Semesterferien dauern eine Woche und beginnen am
ersten Montag im Feber.

(2) Die Bestimmungen des § 48 Abs. 2 bis 5 sind mit
der MaBgabe anzuwenden, daB die Schuitage (§ 48
Abs. 4) an den Berufsschulen innerhalb der Lehrgangs-
dauer liegen.

(3) Aus Anlassen des schulischen oder sonstigen
offentlichen Lebens kann in jedem Unterrichtsjahr die
Landesregierung bis zu zwei Tage, in besonderen Fallen
bis zu zwei weitere Tage durch Verordnung schulfrei
erklaren.

{4) Die Landesregierung hat die Dauer der Lehrgan-
ge zu bestimmen und diese insoweit zu verldngern, als
durch Ferien, allenfalls im Zusammenhang mit anderen
schulfreien Tagen, die im Lehrplan vorgesehene Zahl an
Unterrichtsstunden fiir die jeweilige Schulstufe um mehr
als ein Zehntel unterschritten wirde.

(5) Bei Unbeniitzbarkeit des Schulgebaudes, in Kata-
strophenfélien oder aus sonstigen zwingenden oder aus
im offentlichen Interesse gelegenen Grinden ist die
unumgéngiich notwendige Zeit von der Landesregierung
durch Verordnung schuifrei zu erkléren. Betragt die Zahl
der schulfrei erklarten Tage mehr als vier, so hat die
Landesregierung die Einbringung der hiedurch entfallen-
den Schulzeit durch Verringerung der in Abs. 6 und in
§ 48 Abs. 3 und 5 vorgesehenen schulfreien Tage - mit

Ausnahme der in § 48 Abs. 5 lit. a genannten Tage, des
24. und 31. Dezembers und der letzten drei Tage der
Karwoche - anzuordnen. Ist die Zahl der schulfrei erklar-
ten Tage geringer, so kann die Landesregierung eine
derartige Verordnung erlassen. Die Einbringung ist von
der Landesregierung jedenfalls zu verordnen, wenn die
im Lehrplan vorgesehene Zahl der Unterrichtsstunden
fir eine Schulstufe um mehr als ein Zehntel unterschrit-
ten werden wiirde. Durch die Anordnung der Einbrin-
gung von Schulzeit diirfen die Hauptferien um nicht mehr
als zwei Wochen verkirzt werden.

(6) Der Samstag kann durch Verordnung der Landes-
regierung schulfrei erklart werden. Die Schulfreier-
klarung kann fiir den Bereich des Landes, fiir einzelne
Schulen, einzelne Schulstufen oder einzelne Klassen
erfolgen.

§ 52
Schultag

Die Zah! der Unterrichtsstunden an einem Tag ist
unter Bedachtnahme auf die im Lehrplan vorgesehene
Zah! der Unterrichtsstunden flr eine Schulstufe, die
durchschnittliche Belastbarkeit der Schiiler und die 6rtli-
chen Gegebenheiten festzusetzen. Die Zahl der Unter-
richtsstunden in den Pflichtgegenstanden an einem Tag
darf neun nicht Ubersteigen.

§ 53
Unterrichtsstunden und Pausen

Die Bestimmungen des § 50 Abs. 1 bis 3 sind mit der
MafBgabe anzuwenden, daB im Sinne des § 50 Abs. 2
drei Unterrichtsstunden ohne Pause aneinander ansch-
lieBen kdnnen.

C. Gemeinsame Bestimmungen
§ 54
Geltungsbereich

(1) Die Bestimmungen des Abschnittes IV beziehen
sich auf das Verhéltnis zwischen Schule und Schiiler.
Unberiihrt davon bieiben die Regelungen uber die
Arbeitszeit der Lehrer und der sonstigen den Schulen
zur Dienstleistung zugewiesenen Personen.

(2) Auf Schullandwochen, Schulschikursen und ahnli-
chen Veranstaltungen, bei denen die Schiiler auBerhalb
ihres gewdhnlichen Aufenthaltes untergebracht werden,
finden die Bestimmungen des Abschnittes IV keine
Anwendung.



§ 55
Schulversuche

Die Landesregierung kann zur Erprobung von Schul-
zeitregelungen Schuiversuche durchfihren, bei denen
von den Bestimmungen der Unterabschnitte A und B
tiber die Unterrichtszeit abgewichen wird. Die Anzahl der
Klassen, an denen solche Schulversuche durchgefiihrt
werden, darf 5 v.H. der Anzahl der in der jeweiligen
Schulart bestehenden Klassen nicht (ibersteigen. Derar-
tige Schulversuche dirfen nur soweit durchgefihrt wer-
den, als dadurch in die Vollziehung des Bundes faliende
Angelegenheiten nicht berihrt werden.

ABSCHNITT V
SchluBbestimmungen
§ 56
Verordnungen

(1) Vor der Erlassung von Verordnungen auf Grund
dieses Gesetzes ist der Landesschulrat (Kotlegium) zu
héren. Solche Verordnungen kénnen bereits von dem
der Kundmachung des Gesetzes folgenden Tag an
erlassen werden, sie diirfen jedoch friihestens mit dem
Inkrafttreten der ihr jeweils zugrundeliegenden Bestim-
mung dieses Gesetzes in Kraft gesetzt werden

(2) Beziehen sich die auf Grund des Abschnittes IV zu
erlassenden Verordnungen nur auf einzelne Schulen, so
sind sie abweichend von den sonst geltenden Bestim-
mungen Uber die Kundmachung solcher Verordnungen
durch Anschlag in der betreffenden Schule kundzuma-
chen. Sie treten, soweit darin nicht anderes bestimmt
ist, mit Ablauf des Tages des Anschlages in der Schule
in Kraft. Die Erziehungsberechtigten der Schiler sind in
geeigneter Weise auf diese Kundmachung hinzuweisen.

§57

Wirksamkeitsbeginn, Auf3erkraftireten
friherer Rechtsvorschriften

(1) Die Bestimmungen dieses Gesetzes treten wie
folgt in Kraft:

1. § 7, § 10 Abs. 4, § 12 Abs. 2 zweiter Satz, § 14 Abs.
4,8 16 Abs. 3, § 18 Abs. 3, § 19 Abs. 1, § 22 Abs. 4
und § 24 Abs. 3 hinsichtlich der 3. und 7. Schulstufe
mit 1. September 1996 und hinsichtlich der 4. und 8.
Schulstufe mit 1. September 1997,

2. die ubrigen Bestimmungen dieses Gesetzes mit
Ablauf des Tages der Kundmachung im Landesge-
setzblatt.
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(2) Mit dem Wirksamwerden dieses Gesetzes treten
die Bestimmungen des § 7 Abs. 7 des Burgeniandischen
Landesschulgesetzes 1937 uber die Regelung des
Volksschulwesens im Burgenland, LGBIL.Nr. 40, und das
Gesetz vom 14. Juli 1994 lber die duBere Organisation
der offentlichen Pflichtschulen und der 6ffentlichen
Schiilerheime (Burgenléandisches Pflichtschulgesetz -
PflISchG), LGBI.Nr. 53, auBer Kraft.

Anhang A
zum Bgld. Pflichtschuigesetz

(§ 32 Abs. 3 erster Satz)

Gemeinden (Ortsteile), in denen zweisprachige Volks-
schulen eingerichtet sind:

mit kroatischer und deutscher Unterrichtssprache

1. im politischen Bezirk Eisenstadt-Umgebung
Hornstein,
Klingenbach,
Oslip,
Siegendorf,
Steinbrunn,
Trausdorf an der Wulka,
Wulkaprodersdorf;

2. im politischen Bezirk Giissing:
Guttenbach,
Neuberg im Burgenland,
Stinatz;

3. im politischen Bezirk Mattersburg:
DraBburg;

4. im politischen Bezirk Neusiedl am See:
Neudorf,
Pama,
Parndorf;

5. im politischen Bezirk Oberpullendorf:

Frankenau-Unterpullendorf
(in den Ortsteilen Frankenau, Kieinmutschen
und Unterpullendorf),

GroBwarasdorf
(in den Ortsteilen GroBwarasdorf, Kleinwarasdorf
und Nebersdorf),

Kaisersdorf,

Nikitsch
(mit den Ortsteilen Kroatisch Geresdorf, Kroa-
tisch Minihof und Nikitsch),

Weingraben;

6. im politischen Bezirk Oberwart:
Rotenturm an der Pinka
(im Ortsteil Spitzzicken),
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Schachendorf
(im Ortsteil Dirnbach),

Weiden bei Rechnitz
{(im Ortsteit Weiden bei Rechnitz);

mit ungarischer und deutscher Unterrichtssprache

im politischen Bezirk Oberwart:

Rotenturm an der Pinka
(im Ortsteil Siget in der Wart),

Unterwart
(im Ortsteil Unterwart).

Anhang B

zum Bgld. Pflichtschulgesetz
(§ 32 Abs. 3 zweiter Satz)

Gemeinden (Ortsteile), in denen Volksschulen im Falle

ihrer Errichtung zweisprachig einzurichten sind:

mit kroatischer und deutscher Unterrichtssprache

1. im politischen Bezirk Eisenstadt-Umgebung:
Zagersdorf,
Zillingtal;

2. im politischen Bezirk Glssing:
GroBmdrbisch,

Heiligenbrunn
(im Ortsteil Reinersdorf),

Heugraben;

3. im politischen Bezirk Mattersburg:

Antau,
Baumgarten;

. im politischen Bezirk Oberpullendorf:

Frankenau-Unterpullendorf
(im Ortsteil Gro3mutschen),
GroBwarasdorf
(im ehem. Gemeinde- bzw. Ortsteil Langental);

. im politischen Bezirk Oberwart:

Deutsch-Schiitzen-Eisenberg
(im Ortsteil St. Kathrein),
Markt Neuhodis
(im Ortsteil Althodis),
Schachendorf
(in den Ortsteilen Schachendorf und Schandorf),
Weiden bei Rechnitz
(in den Ortsteilen Ménchmeierhof, Podgoria,
Rumpersdorf und Zuberbach);

mit unaarischer und deutscher Unterrichtssprache

im politischen Bezirk Oberpullendorf:
Oberpullendorf

(im ehem. Gemeinde- bzw. Ortsteil Mitterpullendorf)
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